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Sehr geehrte Kundin, 
sehr geehrter Kunde, 
 
Ihr Interesse an unseren degenia Produkten freut uns sehr. 
 
Mit den Ihnen hier vorliegenden Kundeninformationen können Sie sich umfassend über die degenia Versicherungsdienst AG, 
die Privathaftpflichtversicherung und deren Bestimmungen und Bedingungen informieren. Ferner erhalten Sie wichtige 
Hinweise zu gesetzlichen Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes. 
 
Der vereinbarte Versicherungsschutz sowie die dazugehörigen Versicherungsbedingungen sind im Versicherungsschein 
beschrieben. 
 
Bei allen Fragen zum Produkt steht Ihnen auch Ihr Vermittler gerne zur Verfügung. 
 
Ihre 
degenia Versicherungsdienst AG 
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Produktinformationsblatt zur degenia Privathaftpflichtversicherung Kopter-Profi 

 

Privathaftpflichtversicherung Kopter-Profi 
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten (Stand April 2018) 

Unternehmen: 
degenia Versicherungsdienst AG 
Deutschland 

Produkt: 
degenia Privathaftpflichtversicherung Kopter-Profi 

 
Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständigen 
Informationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend 
informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch. 
 
Um welche Art der Versicherung handelt es sich? 
Wir bieten Ihnen eine Privathaftpflichtversicherung an. Diese schützt Sie gegen finanzielle Risiken, die im Zusammenhang mit Schadenersatzforderungen 
Dritter aus Schäden stehen, für die Sie verantwortlich sind. 
 

 

Was ist versichert? 

 Gegenstand der Privathaftpflichtversicherung ist es, gegen Sie 
geltend gemachte Haftpflichtansprüche zu prüfen, berechtigte 
Ansprüche zu befriedigen und unberechtigte Ansprüche 
abzuwehren. 

 Die Privathaftpflichtversicherung umfasst die wesentlichen 
Haftungsrisiken Ihres Privatlebens, dazu gehören auch 
beispielsweise: 

 Von Ihnen verursachte Schäden als Teilnehmer im 
Straßenverkehr als Fußgänger oder Radfahrer (auch 
Pedelecs). 

 Von Ihnen verursachte Schäden bei der Ausübung von Sport. 

 Für Schäden durch Flugmodelle, unbemannte Fluggeräte 
(Drohnen/Kopter), Ballone und Drachen bis 5 Kg. 

 Von Ihnen verursachte Schäden als Bewohner einer 
Wohnung oder eines Einfamilienhauses (auch eine 
Doppelhaushälfte oder eines Reihenhauses) – egal, ob Sie 
Mieter oder Eigentümer sind. 

 Ihr Versicherungsschutz kann sich auch auf weitere Personen 
erstrecken, wie z. B. Ihr Ehe- oder Lebenspartner und Ihre 
Kinder. 

Versicherungssumme 

 Die Höhe der vereinbarten Versicherungssummen können Sie 
Ihrem Antrag oder auch Ihrem Versicherungsschein 
entnehmen. 

 

 

Was ist nicht versichert? 

 Bestimmte Risiken sind jedoch nicht versichert. Hierfür 
benötigen Sie eine separate Absicherung. Dazu gehören z. B.: 

 berufliche Tätigkeiten, 

 das Führen von Kraftfahrzeugen oder 

 das Halten von Hunden und Pferden. 

 Wir leisten für Schäden überdies nur bis zu den vereinbarten 
Versicherungssummen. Wenn Sie eine Selbstbeteiligung ver-
einbart haben, ist diese bei jedem Versicherungsfall zu berück-
sichtigen. 

 

 

Gibt es Deckungsbeschränkungen? 
Wir können nicht alle denkbaren Streitigkeiten versichern. Sonst 
müssten wir einen erheblich höheren Beitrag verlangen. Deshalb 
haben wir einige Fälle aus dem Versicherungsschutz 
herausgenommen, z. B. alle Schäden: 

! aus vorsätzlicher Handlung; 

! zwischen Mitversicherten; 

! aus ungewöhnlicher und gefährlicher Beschäftigung. 

 

 

Wo bin ich versichert? 

 Die Privathaftpflichtversicherung gilt weltweit. Auch wenn Sie während eines vorübergehenden Auslandsaufenthalts (z. B. im Urlaub, 
Schüleraustausch) einen Haftpflichtschaden verursachen, sind Sie geschützt. 

 

 

Welche Verpflichtungen habe ich? 
Es bestehen beispielsweise folgende Pflichten: 

- Bitte machen Sie im Versicherungsantrag wahrheitsgemäße und vollständige Angaben. 

- Teilen Sie uns mit, ob und in welcher Form sich das versicherte Risiko verändert hat. 

- Es ist möglich, dass Sie von uns aufgefordert werden, besondere gefahrdrohende Umstände zu beseitigen. 

- Zeigen Sie uns jeden Schadenfall unverzüglich an, auch wenn gegen Sie noch keine Schadensersatzansprüche geltend gemacht worden sind. 

- Sie sind verpflichtet, so weit wie möglich den Schaden abzuwenden bzw. zu mindern und uns durch wahrheitsgemäße Schadenberichte bei 

der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. 

 

 

Wann und wie zahle ich? 
Den ersten oder einmaligen Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. Wann Sie die weiteren 
Beiträge zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung kann das monatlich, vierteljährlich, halbjährlich oder jährlich 
sein. Bei Verträgen mit der degenia Versicherungsdienst AG ist nur die Zahlung per SEPA-Lastschriftmandat möglich. 
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Wann beginnt und endet die Deckung? 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie den ersten 
Versicherungsbeitrag gezahlt haben. Anderenfalls beginnt der Versicherungsschutz mit der Zahlung. 
Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr? Dann verlängert er sich automatisch um jeweils ein Jahr (Verlängerungsjahr). Ausnahme: 
Sie oder wir haben den Vertrag gekündigt. 
Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von drei Jahren oder mehr? Dann können Sie Ihren Vertrag am Ende des dritten Jahres kündigen. Ihre Kündigung 
muss uns drei Monate vor Ende des dritten Jahres zugehen. 

 

 

Wie kann ich den Vertrag kündigen? 
Sie oder wir können den Vertrag zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes Verlängerungsjahres kündigen (das 
muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragsdauer geschehen). 
Daneben können Sie oder wir den Vertrag vorzeitig kündigen. Das ist z. B. nach einem Schadenfall möglich. Weitere Kündigungsrechte können 
sich auch durch endgültiges Wegfallen Ihres Versicherungsrisikos - etwa durch Umzug ins Ausland - ergeben. 
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Allgemeine Kundeninformationen 
 

Angaben der Gesellschaften 
Nachfolgend erhalten Sie eine Übersicht der für Ihren Vertrag möglichen 
Gesellschaften. Die speziell für Ihren Vertrag bzw. für Ihr Angebot 
zutreffende Gesellschaft entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag bzw. Angebot. 
 

I. Condor Allgemeine Versicherungs-Aktiengesellschaft 

1. Identität des Versicherers: 
Condor Allgemeine Versicherungs-Aktiengesellschaft 
Rechtsform:  Aktiengesellschaft 
Registergericht: Amtsgericht Hamburg  
Registernummer: HRB 7520 
St. – Nr.     DE 118 617 606 (UStG) 
 
Vorsitzender des Aufsichtsrates:  Dr. Christoph Lamby 
Vorstand: Michael Busch 
 Jan Dirk Dallmer 

Claus Scharfenberg 
 
Hausanschrift:  Admiralitätstraße 67  
  20459 Hamburg 
 (ladungsfähige Anschrift) 
 
2. Niederlassungen im EU-Gebiet und dortige Vertreter 
– entfällt – 

 

3. Hauptgeschäftstätigkeit 
Die Condor Allgemeine Versicherungs-Aktiengesellschaft ist durch 
Erlaubnis der zuständigen Aufsichtsbehörde zum Betrieb der Haftpflicht-, 
Unfall-, Kraftfahrt-, Sach- und Rechtsschutzversicherung berechtigt. 
 

4. Aufsichtsbehörde 
Bundesamt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
Bereich Versicherungen 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 
 
Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und einzelne 
Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann. 
 
5. Identität des Konzeptanbieters degenia Versicherungsdienst AG 
Für die oben genannten Versicherer handeln wir namens und in 
Vollmacht als Ihr Konzeptanbieter aus Bad Kreuznach: 
 
Anschrift:     
degenia Versicherungsdienst AG 
Brückes 63 – 63 A 
55545 Bad Kreuznach 

 

Aufsichtsratsvorsitzender: Karl Spies (Wirtschaftsprüfer) 
Vorstand: Halime Koppius 
Handelsregister: Bad Kreuznach / HRB 4221 
 
6. Ansprechpartner für außergerichtliche Schlichtungsstellen  
Ihre individuelle, persönliche und kompetente Beratung ist unser Ziel. 
Sollten Sie dennoch einmal nicht zufrieden sein, wenden Sie sich bitte   an 
die: 
 
degenia Versicherungsdienst AG 
Brückes 63 – 63 A 
55545 Bad Kreuznach 
 
Sollte Sie das Ergebnis nicht zufrieden stellen, können Sie das 
außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren in Anspruch 
nehmen. Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein 
Versicherungsombudsmann e. V. und hat sich verpflichtet, an diesem 
Streitbeteiligungsverfahren teilzunehmen. Die Anschrift lautet: 
 
Versicherungsombudsmann e. V. 
Postfach 080632, D-10006 Berlin 

Tel.: +49 (0) 800 - 369 600 0, Fax: 0800/3699000 
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
 
Das Verfahren ist für Sie kostenfrei. Entscheidungen des Ombudsmanns 
bis zum Beschwerdewert von 10.000 EUR sind für uns bindend.  
Weitere Informationen finden Sie im Internet, unter 
www.versicherungsombudsmann.de.  
 
Unabhängig von der Inanspruchnahme einer außergerichtlichen 
Beschwerdestelle besteht für Sie weiterhin die Möglichkeit, den 
Rechtsweg zu beschreiten. 
 
7. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung  
Angaben über Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der 
Versicherungsleistungen entnehmen Sie bitte dem Vorschlag / Antrag und 
den Vertragsgrundlagen  Ihres Konzeptanbieters. 
 

8. Gesamtprämie  
Die Höhe der Einzelprämie, die zu entrichtende Gesamtprämie 
einschließlich der gesetzlichen Versicherungssteuer und der Zeitraum für 
den die Prämie zu zahlen ist, sind im Antrag und im Versicherungsschein 
ausgewiesen. 
 
9. Zusätzlich anfallende Kosten 
Gebühren und Kosten für die Aufnahme des Antrages werden nicht 
erhoben. 
 

Im Rahmen eines ordnungsgemäßen Vertragsverlaufs fallen keine wei-
teren Kosten an. Wir weisen darauf hin, dass bei Prämienverzug zusätz-
liche Kosten, wie z.B. Mahngebühren entstehen können. 

 

10. Zahlweise 
Je nach Vereinbarung wird die Prämie monatlich, vierteljährlich, 
halbjährlich oder jährlich  gezahlt. Zuschläge für unterjährige Zahlweise 
können hierbei berechnet werden.  
 
Erstprämie 
Ihre Zahlung der ersten oder einmaligen Prämie gilt als rechtzeitig, wenn 
sie unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des 
Versicherungsscheins erfolgt. 
 
Folgeprämie 
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im 
Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen 
Zeitraums bewirkt ist. 
 
SEPA-Lastschrift-Mandat 
Ist mit Ihnen die Einziehung der Prämie von einem Konto vereinbart, gilt 
Ihre Zahlung als rechtzeitig, wenn die Prämie zu dem im 
Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen 
Fälligkeitstag eingezogen werden kann und Sie einer berechtigten 
Einziehung nicht widersprechen. 
 
11. Gültigkeit  
Die Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Angebotsinformationen 
(Allgemeine und Besondere Versicherungsbedingungen, 
Tarifbestimmungen und Höhe der Prämie) ist befristet auf längstens vier 
Wochen, sofern nicht im Angebot ein anderer Zeitraum eingeräumt 
worden ist.  
 
12. Zustandekommen des Vertrags  
Der Vertrag kommt durch Ihren Antrag auf Abschluss des 
Versicherungsvertrages und unsere Annahmeerklärung durch 
Übersendung des Versicherungsscheines zustande, wenn Sie nicht von 
Ihrem Widerrufsrecht Gebrauch machen. Im Fall von Abweichungen von 
Ihrem Antrag oder den getroffenen Vereinbarungen sind diese – 
einschließlich Belehrung und Hinweise auf die damit verbundenen 
Rechtsfolgen – in Ihrem Versicherungsschein gesondert aufgeführt. 
 

http://www.degenia.de/pdf/handelsregister.pdf
mailto:beschwerde@versicherungsombudsmann.de
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13. Beginn des Versicherungsschutzes  
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn die Erstprämie unverzüglich nach Ablauf 
von 14 Tagen nach Zugang des Versicherungsscheins bezahlt worden ist. 
Für den Fall, dass Sie die erste oder einmalige Prämie nicht unverzüglich, 
sondern zu einem späteren Zeitpunkt bezahlen, beginnt der 
Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Sofern bestimmte 
Wartezeiten bestehen, sind diese in dem jeweiligen Produktinfor-
mationsblatt enthalten. 
 
14. Bindefristen  
Sie sind an Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrages einen 
Monat gebunden. 
 
 
15. Widerrufsrecht 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe 
von Gründen in Textform (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) widerrufen. Die Frist 
beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbe-
stimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, 
die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsver-
tragsgesetzes (VVG) in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-
Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in 
Textform erhalten haben, jedoch nicht vor Erfüllung unserer Pflichten 
gemäß §312g Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches in 
Verbindung mit Artikel 246 § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: 
 
degenia Versicherungsdienst AG 
Brückes 63 – 63 a,  
55545 Bad Kreuznach 
Fax-Nr.: 0671/84003-29,  
E-Mail: info@degenia.de 
 
Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 wirksam ausgeübt, sind Sie auch an 
einem mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht 
mehr gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er 
einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und eine 
Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage 
einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. 
Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden. 
 

16. Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und 
wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs 
entfallenden Teil der Prämie, wenn Sie zugestimmt haben, dass der 
Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil 
der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, 
dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich pro Tag um 
einen Betrag in Höhe von 1/360 des von Ihnen für ein Jahr zu zahlenden 
Prämie. Die Erstattung zurückzuzahlender Prämien erfolgt unverzüglich, 
spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der 
Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der 
wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurück zu 
gewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind. 
 

Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen 
Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor 
Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht besteht 
nicht bei Verträgen mit einer Laufzeit von weniger als einem Monat. 
Soweit eine vorläufige Deckung erteilt wurde, endet diese mit dem 
Zugang des Widerrufs bei uns.  

 
Ende der Widerrufsbelehrung 
 

 
17. Laufzeit des Vertrages  
Die Vertragsdauer entnehmen Sie bitte unserem Vorschlag bzw. dem 
Antrag. 
 
Versicherungsverträge mit mindestens einjähriger Vertragsdauer 
verlängern sich jeweils um ein Jahr, wenn nicht drei Monate vor dem 
jeweiligen Ablauf der anderen Partei eine Kündigung in Textform 
zugegangen ist. Dies gilt nicht für Verträge mit einmaliger Prämie oder für 
Verträge ohne Verlängerungsvereinbarung. 
 
18. Beendigung eines Vertrages 
Der Vertrag kann unter bestimmten Voraussetzungen, ggf. auch vor 
Ablauf der vereinbarten Vertragslaufzeit, von Ihnen gekündigt werden. 
Bitte beachten Sie, dass eine etwaige Kündigung in Textform gegenüber 
der degenia Versicherungsdienst AG zu erfolgen hat.  
 
19. Anwendbares Recht / Gerichtsstand  
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
 
Ansprüche gegen uns als Konzeptanbieter können Sie vor dem Gericht an 
Ihrem Wohnort bzw. gewöhnlichen Aufenthaltsort oder vor dem 
zuständigen Gericht in Bad Kreuznach (Sitz der Gesellschaft) geltend 
machen 
 
20. Vertragssprache 
Die Sprache für die Vertragsbedingungen, sämtliche 
Vertragsinformationen sowie die Kommunikation während der 
Vertragslaufzeit ist deutsch. 
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Mitteilung nach § 19 Abs. 5 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) über die Folgen einer Verletzung der 
gesetzlichen Anzeigepflicht 
 

 
Sehr geehrte Versicherungsnehmerin, sehr geehrter Versicherungsnehmer, 
 
damit wir  Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die von uns gestellten Fragen wahrheitsgemäß und vollständig 
beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen. 
Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der degenia 
Versicherungsdienst AG, Brückes 63 – 63 a, 55545 Bad Kreuznach in Textform nachzuholen. 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen.  
 
Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen. 
 
 
 
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen 
bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform 
gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir 
nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Textform 
nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur 
Anzeige verpflichtet. 
 
Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche 
Anzeigepflicht verletzt wird? 
 
1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag 
zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz 
noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein 
Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätten. 
 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den 
Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur 
Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht 
richtig angegebene Umstand 
 

-  weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
-  noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht 

 
ursächlich war.  
 
Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt haben. 
 
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht. 
 
2. Kündigung 
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche 
Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, 
können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen. 
 
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätten. 

3. Vertragsänderung 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch 
bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen 
Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die 
Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen 
rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos 
verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.  
 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % 
oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. 
Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen. 
 
Ausübung unserer Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. 
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die 
Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur 
Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn 
für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 
 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 
 
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung 
erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht 
für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die 
Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder 
arglistig verletzt haben. 
 
Stellvertretung durch eine andere Person 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person 
vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, der 
Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die 
Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als 
auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich 
darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch 
Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
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Kopter-Profi T18  Leistungsübersicht 
Bitte beachten Sie: Diese Leistungsbeschreibung ist lediglich eine Kurzübersicht. Der 
rechtsverbindliche Umfang des Versicherungsschutzes geht ausschließlich aus den für 
diesen Vertrag vereinbarten Versicherungsbedingungen hervor. 

Kopter-Profi T18 Familie 

Versicherungssummen 

Pauschal für Personen, Sach- und Vermögensschäden 
20.000.000 EUR5 , 

max. 15 Mio. EUR für Personenschäden je geschädigter Person 

Pauschal für Mietsachschäden 20.000.000 EUR2 

Geltungsbereich  

weltweit 

Mitversicherte Personen  

Ehegatte und eingetragener Lebenspartner nach Lebenspartnerschaftsgesetz 

Unverheirateter Lebensgefährte in häuslicher Gemeinschaft  

Minderjährige unverheiratete Kinder 

Volljährige unverheiratete Kinder in Schul- oder unmittelbar anschließender 
Erstausbildung 



Volljährige unverheiratete Kinder im Anschluss an Schulausbildung während Wartezeit auf 
Ausbildungsplatz, Lehre oder Studium bis zu einem Jahr 



Volljährige unverheiratete Kinder nach abgeschlossener Erstausbildung, während 
Wartezeit auf weitere Ausbildung (Lehre, Studium, Referendarzeit) oder während 
Arbeitsplatzsuche bis zu einem Jahr 



Volljährige unverheiratete Kinder in Zweitausbildung (Lehre, Ausbildungsplatz oder 
Studium) unmittelbar im Anschluss an Erstausbildung 



Unmittelbar und keine Unterbrechung im vorstehenden Sinne ist ein Zeitraum von bis zu 
einem Jahr nach Abschluss der Ausbildung, auch wenn in dieser Zeit eine Aushilfstätigkeit / 
Work and Travel (so genanntes Jobben) ausgeübt wird 



Wartezeit im Anschluss an eine Ausbildungsmaßnahme bis zum Erhalt eines Ausbildungs-, 
Studien- oder Arbeitsplatzes bis 1 Jahr 



Volljährige unverheiratete Kinder während Wehr- oder Zivildienst, freiwilligem sozialen 
oder ökologischen Jahres (FSJ/FÖJ)  

 
vor, während oder im Anschluss an die Berufsausbildung

Volljährige unverheiratete Kinder auch nach Beendigung der Schul- oder beruflichen Erst- 
bzw. Zweitausbildung bei Arbeitslosigkeit bis zu einem Jahr 



Volljährige, unverheiratete und nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
lebenden geistig und / oder körperlich behinderte Kinder besteht zeitlich unbeschränkt 
weiter Versicherungsschutz. Bei ausschließlich körperlicher Behinderung jedoch nur, 
solange eine häusliche Gemeinschaft mit dem VN besteht. 



Im Haushalt oder sonstigen privaten Lebensbereichen des VN beschäftigten Personen, 
gegenüber Dritten aus dieser Tätigkeit und Personen, die aus Arbeitsvertrag, sozialem 
Engagement oder gefälligkeitshalber, Wohnung, Haus und Garten betreuen oder den 
Streudienst versehen 



Regressansprüche durch Sozialversicherungsträger, Sozialhilfeträger, private 
Krankenversicherer, private und öffentliche Arbeitgeber aufgrund Personenschäden  



Fortsetzung der Privat-Haftpflichtversicherung nach Tod des VN bis zur nächsten 
Hauptfälligkeit 



Nachversicherungsschutz für ausscheidende Personen (z. B. volljährige Kinder) bis zur 
nächsten Hauptfälligkeit max. 12 Monate 



Eltern in häuslicher Gemeinschaft 

Vorübergehend im Haushalt eingegliederte Personen (z. B. Enkel auf Besuch, 
Austauschschüler, Au-Pair bis max. 1 Jahr) 



Ein pflegebedürftiger Angehöriger in häuslicher Gemeinschaft (mind. Pflegegrad II) 

Pfleger von im Haushalt lebenden pflegebedürftige Personen 

Personen, die den versicherten Personen bei Notfällen Hilfe leisten 

Enkelkinder in häuslicher Gemeinschaft 

Wohnungen, Immobilien, Räume, Bauherr 

Inhaber (z. B. Eigentümer oder Mieter) von   

a) einer oder mehrerer Wohnungen – einschließlich Ferienwohnung - 
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b) einem Einfamilienhaus  (bzw. Doppelhaushälfte, Reihenhaus) oder Zweifamilienhaus                                                                                                                              

c) einem Wochenend-/Ferienhaus 

d) einem auf Dauer fest installierten, nicht zugelassenen, Wohnwagens 

e) einem Schrebergarten/ Kleingarten 

f) einem unbebauten Grundstück bis 5.000 m² 

sowie zugehörige Garagen/Stellplätze und Gärten, Swimmingpools oder Teiche, privat 
genutzte Nebengebäude auf dem versicherten Grundstück, wie z. B. Gartenhäuser, 
Gewächshäuser oder ehemalige Scheunen, sowie der Betrieb von Treppenliften 



Sofern die unter a)-f) genannte Objekte innerhalb der EU oder EFTA7 liegen und vom VN oder mitversicherten Personen ausschließlich zu Wohnzwecken 

bzw. eigenen privaten Zwecken verwendet werden. 

Versichert ist bei den genannten Immobilien und Grundstücken die gesetzliche Haftpflicht 
aus der Verletzung von Verkehrssicherungspflichten (z.B. bauliche Instandhaltung, Streuen 
und Schneeräumen auf Gehwegen) 



als Mitinhaber von Gemeinschaftsanlagen (z.B. Spielplätze, Garagenhöfe) 

aus der Vermietung (Verpachtung) von    

a) einzelnen Wohnräumen -  auch an Feriengäste max. 6 Betten

b) einzelnen Räumen – auch zu gewerblichen Zwecken  

c) Garagen oder Stellplätzen max. 3  

d) Wohnungen (auch Ferienwohnungen) sowie eines Ferienhauses inkl. dazugehörige 
Garagen 

max. 2 Wohnungen

e) maximal zwei  Wohneinheiten bis zu einem Gesamtjahresmietwert von 30.000 EUR in 
einem Einfamilienhaus mit Einliegerwohnung oder Mehrfamilienhaus 



Sofern die unter a)-e) genannten Risiken innerhalb der EU oder EFTA7 gelegen sind.

Bauherrenhaftpflicht 

als Bauherr

für ein selbst genutztes Ein- bzw. Zweifamilienhaus 

für sonstige Bauvorhaben 300.000 EUR 

Eigenleistung unter Einschluss der Bauhelfer 100.000 EUR 

wegen Schäden, die durch häusliche Abwässer sowie aus dem Rückstau des Straßenkanals 
auftreten 

 

aus privatem Eigentum und Besitz von Photovoltaik-, Solar-, Luft-, Wasser- und 
Erdwärmeanlagen, Kleinwindanlagen und Mini-Blockheizkraftwerke,  (inkl. Energieabgabe 
ins öfftl. Stromnetz) 

 

aus privatem Eigentum und Besitz von häuslichen Abwassergruben und Kleinkläranlagen  

Sonstiges 

Mietsachschäden an beweglichen Sachen bzw. Einrichtungsgegenständen z.B.  Mobiliar, 
Gardinen, Geschirr in Hotels, FW, FH (auch Schiffskabinen) 

50.000 EUR³ 

Abhandenkommen von fremden Schlüsseln (private oder gewerbliche) (auch General-
/Hauptschlüssel für eine zentrale Schließanlage) soweit sie eine Schlüsselfunktion haben 

50.000 EUR 

Schäden durch deliktunfähige mitversicherte Personen 100.000 EUR² 

Sachschäden aus der Teilnahme am Betriebspraktikum oder einem fachpraktischen 
Unterricht 



Sachschäden aus Anlass einer Gefälligkeitshandlung 10.000 EUR² 

Ehrenamtliche Tätigkeit/Freiwilligenarbeit 

Tätigkeit als Tagesmutter / Tagesvater / Tageseltern / Babysitter (auch gewerblich) max. 12.000 EUR im Jahr gewerblich

Schäden der betreuten Kinder untereinander sowie gegen Dritte aufgrund 
Personenschäden 



Tätigkeit als Betreuer/Vormund (nicht beruflich) inkl.  der Vormundschaftlich betreuten 
Personen 



Ausübung von Sport 

Erlaubter privaten Besitz und Gebrauch von Hieb-, Stoß-, Signal- und Schusswaffen sowie 
Munition und Geschossen, nicht jedoch zu Jagdzwecken oder zu strafbaren Handlungen 


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Besitz und Gebrauch von Feuerwerk 

Auslandsaufenthalt  

Kautionsleistung bei Schäden innerhalb Europas 100.000 EUR 

Schäden durch elektronischen Datenaustausch/Internetnutzung 
4


Vorsorgeversicherung  
5


Allmählichkeitsschäden 

Schäden aus Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen 
Diskriminierungen 

100.000 EUR 

Schäden an fremden, gemieteten oder geliehenen Sachen 50.000 EUR³ 

Miet- oder Leihdauer 
6 Monate,  

elektrische medizinische Geräte ohne Begrenzung der 
Leihdauer 

Öffentlich-rechtliche Ansprüche gemäß Umweltschadengesetz (USchadG) wegen 
Umweltschäden (Versicherungssumme 1.000.000 EUR) 



Ausfall von Forderungen aus Haftpflichtansprüchen inkl. Spezial-
Schadenersatzrechtsschutz 



Ausfalldeckung auch bei Schäden durch Tierhalter 

Selbstständige nebenberufliche Tätigkeiten 6.000 EUR 

Be- und Entladeschäden an Kfz   2.500 EUR 

Betankungsschäden an geliehenen und gemieteten Fahrzeugen 1.000 EUR 

Rabattausgleich zur Kfz-Haftpflichtversicherung und zur Vollkaskoversicherung bei 
geliehenen und gemieteten Kfz (nur von Privat) 

max. 1 Jahr 

Mallorca-Deckung 

Dem Arbeitgeber oder dem Arbeitskollegen zugefügte Sachschäden bis 1.000 EUR 

Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit Bis 12 Monate 

Leistungsgarantie gegenüber den GDV Musterbedingungen  

Innovationsklausel / Bedingungsverbesserungen ✓ 

Tiere 

Halten und Hüten von zahmen Haustieren, gezähmten Kleintieren, Bienen 

Halter und Hüter des eigenen Assistenzhundes z.B. Blindenführ- Behindertenbegleit- oder 
Signalhund 



Hüten von fremden Hunden (nicht gewerbsmäßig)  

Hüten/Reiten fremder Pferde 

Benutzung fremder Fuhrwerke zu privaten Zwecken (Kutsch- oder Schlittenfahrten) 

Fahrzeuge 

Fahrräder und alle nicht selbst fahrenden nicht versicherungspflichtigen Landfahrzeuge 
wie z.B. Pedelecs/Elektroräder, Dreiräder, Tretroller, Skate-, Kick- und Stickboards, Ski-
Langlauf-/Nordic-Cross-Skater, Rollatoren. 



Alle Kfz mit nicht mehr als 6 km/h bauartbedingter Höchstgeschwindigkeit 

Kfz und Anhänger die ausschließlich auf nicht öffentlichen Plätzen verkehren (ohne 
Beschränkung der Höchstgeschwindigkeit) 



Motorgetriebene Rollstühle, Kinderfahrzeuge, Golfwagen/-buggys, Selbstfahrende 
Arbeitsmaschinen (z. B. Aufsitzrasenmäher, Schneeräumgeräte, Kehrmaschinen) sowie 
Hub- und Gabelstapler bis 20 km/h 



Nicht versicherungspflichtige Anhänger 

Ferngelenkte Modellfahrzeuge (Land- und Wassermodellfahrzeuge)  ohne Stück- und 
Geschwindigkeitsbeschränkung 



Luftfahrzeuge die nicht der Versicherungspflicht unterliegen 

Versicherungspflichtige Luftfahrzeuge wie Flugmodelle, unbemannte Ballone, Drachen und 
ferngesteuerte Luftfahrzeuge (z.B Modellflugzeuge, Drohnen, Quadrocopter, Helikopter), 
bis 5 kg. 



Wassersportfahrzeuge ohne Motor z.B. Schlauch-, Paddel- und Ruderboote, Flöße (auch 
selbst gebaute) Kajaks, Kanus, Kanadier, Surfbretter, Windsurfbretter, Wakeboards  


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Segelboote (eigene und fremde)  mit einer Segelfläche von 15m² auch mit Hilfs- oder 
Außenbordmotor bis 15ps/11,03 kW 

 

Eigene Wassersportfahrzeugen mit Motor bis 15 PS / 11,03 kW  

Fremde Wassersportfahrzeuge mit Motor bis 80 PS / 58,84 kW  

Fremde Wassersportfahrzeuge mit höherer Leistung,  für die keine behördliche Erlaubnis 
erforderlich ist 

 

Kitesport-Geräte zu Wasser und an Land, wie z.B. Kite-Boards (Kitesurfen), Kite-Ski 
(Snowkiten) oder Kite-Buggys (Kitsailing) sowie Strand- bzw. Landsegler 



Gewässerschäden 

Gewässerschaden-Restrisiko ²

Gewässerschaden-Anlagerisiko aus Kleingebinden bis 100 l/kg je Einzelgefäß und 1000 l/kg 
Gesamtmenge 

²

Gesetzliche Haftpflicht² aus dem Besitz und Betrieb im selbst genutztem Risiko 
(Postanschrift) für einen Heizöltank oder einen oberirdischen Flüssiggastank (pauschal für 
Personen, Sach- und Vermögensschäden bis 5.000.000 EUR) 

²

  
  
 

   generell bis zur Höhe der Versicherungssumme mitversichert   
  gegen Zuschlag versicherbar   
2    pro Versicherungsjahr max. das Zweifache 

3    pro Versicherungsjahr max. das Dreifache   
4      pro Versicherungsjahr max. das Einfache   
5      pauschal für Personen-, Sach- und Vermögensschäden je Versicherungsfall   
        und  max. das Zweifache für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres   

6      maximal 15.000.000 EUR für Personenschäden je geschädigter Person   
7      European Free Trade Association (Europäisches Freihandelsabkommen 
     zwischen den 4 Staaten Island, Liechtenstein, Schweiz und Norwegen)  
 
  siehe Ziffer VI Besondere Klauseln und Vereinbarungen „degenia“ 


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Allgemeine Bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) 
– Stand 04/2018 – 

  

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) 
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Allgemeine Bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) – Stand 04/2018 – 
 
Umfang des Versicherungsschutzes 
 
§ 1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risikos für den 
Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines während der Wirksamkeit 
der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), das 
einen Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Vermögensschaden zur 
Folge hatte, aufgrund 

g e s e t z l i c h e r     H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n                              
p r i v a t r e c h t l i c h e n       I n h a l t s 

 von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen wird. 
 
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädigung des Dritten 
unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die 
zum Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht an. 
 
1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn es sich um 
gesetzliche Ansprüche handelt, 
 
(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, 

Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt der Leistung; 
 
(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfüllung 

durchführen zu können; 
 
(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder wegen 

des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges; 
 
(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf 

ordnungsgemäße Vertragserfüllung; 
 
(5)  auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leistung; 
 
(6)  wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistungen.  
 
1.3 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – 
Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die 
Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der 
Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen. 

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels-, oder Finanzsanktionen bzw. 
Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf den 
Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder deutsche 
Rechtsvorschriften entgegenstehen. 
 
§ 2 Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen 
Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung erweitert 
werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des 
Versicherungsnehmers wegen 
 
2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch 
Sachschäden entstanden sind; 
 
2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden dann die 
Bestimmungen über Sachschäden Anwendung. 
 
§ 3 Versichertes Risiko 
 
3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht 
 
(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen 

Risiken des Versicherungsnehmers, 
 
(2)  aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein und 

seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus 
dem Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- 
oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der 
Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen, 

 
(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss der 

Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversicherung) und die in § 4 näher 
geregelt sind. 

 
3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des 
versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer 
Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den 
Voraussetzungen von § 21 kündigen. 
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§ 4 Vorsorgeversicherung 
 
4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu entstehen, 
sind im Rahmen des bestehenden Vertrages sofort versichert.  
 
(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des 

Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzuzeigen. Die 
Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt 
der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der 
Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen 
Entstehung.  
 
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt wurde, 
so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das neue Risiko erst 
nach Abschluss der Versicherung und zu einem Zeitpunkt 
hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war. 

 
(2)  Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen angemessenen 

Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über die Höhe des Beitrags 
innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht 
zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko 
rückwirkend ab dessen Entstehung. 

 
4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entstehung bis zur 
Einigung im Sinne von § 4.1 (2) auf den Betrag von 2.000.000 EUR für 
Personenschäden und 1.000.000 EUR für Sachschäden und – soweit 
vereinbart – 100.000 EUR für Vermögensschäden begrenzt, sofern nicht im 
Versicherungsschein geringere Versicherungssummen festgesetzt sind.  
 
4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken  
 
(1)  aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines  Kraft-, Luft- oder 

Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, ein- oder 
Versicherungspflicht unterliegen;  
 

(2)  aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen; 
 
(3)  die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen; 
 
(4)  die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen von 

kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern sind. 
  
§ 5 Leistungen der Versicherung 
  
5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfrage, die 
Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und die Freistellung des 
Versicherungsnehmers von berechtigten Schadensersatzverpflichtungen. 
 
Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der 
Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, 
Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist und der 
Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom 
Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder 
geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch 
auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 
 
Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit 
bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten 
freizustellen. 
 
5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des Schadens 
oder Abwehr der Schadensersatzansprüche zweckmäßig erscheinenden 
Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. 
 
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über 
Schadensersatzansprüche gegen den Versicherungsnehmer, ist der 
Versicherer zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im 
Namen des Versicherungsnehmers auf seine Kosten. 
 
5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereignisses, das 
einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge 
haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer 

von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die 
gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten 
höheren Kosten des Verteidigers. 
 
5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das Recht, die 
Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der 
Versicherer zur Ausübung dieses Rechts bevollmächtigt. 
 
§ 6 Begrenzung der Leistungen  
 
6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 
Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. Dies 
gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere 
entschädigungspflichtige Personen erstreckt. 
 
6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die 
Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres auf das Einfache der vereinbarten Deckungssummen 
begrenzt. 
 
6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende 
Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des 
ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese 
 
 auf derselben Ursache, 
 auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und 

zeitlichem, Zusammenhang oder 
 auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln 
 
beruhen. 
 
6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer bei 
jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungsschein festgelegten 
Betrag an der Schadensersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas 
anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer auch in diesen Fällen zur 
Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche verpflichtet. 
 
6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht auf die 
Deckungssummen angerechnet. 
 
6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem 
Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der Versicherer die 
Prozesskosten im Verhältnis der Deckungssumme zur Gesamthöhe dieser 
Ansprüche. 
 
6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzahlungen zu 
leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die Deckungssumme oder 
den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall 
noch verbleibenden Restbetrag der Deckungssumme, so wird die zu 
leistende Rente nur im Verhältnis der Deckungssumme bzw. ihres 
Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstattet.  
 
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vorschrift der 
Verordnung über den Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalles. 
 
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungsnehmer an 
laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der 
Rente die Deckungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leistungen 
verbleibende Restdeckungssumme übersteigt, werden die sonstigen 
Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Deckungssumme abgesetzt. 
 
6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am 
Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für den 
von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an 
Entschädigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 
 
§ 7 Ausschlüsse 
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrücklich 
etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versicherung ausgeschlossen: 
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7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vorsätzlich 
herbeigeführt haben.  
 
7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden dadurch 
verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder 
Schädlichkeit 
 
 Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 
 Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 
7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder Zusagen über 
den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
hinausgehen. 
 
7.4 Haftpflichtansprüche  
 
(1)  des Versicherungsnehmers selbst oder der in § 7.5 benannten Personen 

gegen die Mitversicherten, 
 
(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben 

Versicherungsvertrages, 
 
(3)  zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versicherungsvertrages.  
 
7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 
 
(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in häuslicher 

Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungsvertrag 
mitversicherten Personen gehören; 

 
Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften nach 
dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -
kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern 
und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die 
durch ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie 
Eltern und Kinder miteinander verbunden sind). 

 
(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der 

Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt 
geschäftsfähige oder betreute Person ist; 

 
(3)  von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungsnehmer 

eine juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts oder ein 
nicht rechtsfähiger Verein ist; 

 
(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern, wenn 

der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, 
Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist; 

 
(5)  von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine eingetragene 

Partnerschaftsgesellschaft ist; 
 
(6)  von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern; 
 
zu § 7.4 und § 7.5: 
Die Ausschlüsse unter § 7.4 und § 7.5.2 bis 7.5.6 erstrecken sich auch auf 
Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort genannten Personen, die mit 
diesen in häuslicher Gemeinschaft leben. 
 
7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der Versicherungsnehmer 
diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene 
Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines besonderen 
Verwahrungsvertrages sind.  
 
7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn 
 
(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 

Versicherungsnehmer an diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur, 
Beförderung, Prüfung und dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen 
Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile 
von ihnen unmittelbar von der  Tätigkeit betroffen waren; 

(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer 
diese Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen oder beruflichen 
Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) 
benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur 
insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der 
Benutzung betroffen waren; 

 
(3) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 

Versicherungsnehmer entstanden sind und sich diese Sachen oder – 
sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt - deren Teile im 
unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben; dieser 
Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er 
zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwendige 
Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von Schäden getroffen hatte. 

 
zu § 7.6 und § 7.7: 
Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in § 7.6 und § 7.7 in der Person 
von Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder 
Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls der 
Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versicherungsnehmer als 
auch für die durch den Versicherungsvertrag etwa mitversicherten Personen. 
 
7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versicherungsnehmer 
hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen 
infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, 
wenn die Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder 
in einer mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder 
Vernichtung der Sache oder Leistung führt. 
 
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im Auftrag oder 
für Rechnung des Versicherungsnehmers die Herstellung oder Lieferung der 
Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernommen haben. 
 
7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schadenereig-
nissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII sind jedoch mitversichert. 
 
7.10  
 
(a)  Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen Umweltschäden 

gemäß Umweltschadensgesetz oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden nationalen 
Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden. Dies gilt auch dann, 
wenn der Versicherungsnehmer von einem Dritten aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf 
Erstattung der durch solche Umweltschäden entstandenen Kosten in 
Anspruch genommen wird.  
 
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche erhalten, die 
auch ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der 
EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler 
Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den 
Versicherungsnehmer geltend gemacht werden könnten. 
 
Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung privater 
Haftpflichtrisiken. 

 
(b)  Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung. 
 
 Dieser Ausschluss gilt nicht 
 
 (1)  im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken 
 
 oder 
 
 (2)  für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder 

gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige 
Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der 
Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht). 
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Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden durch 
Umwelteinwirkung, die aus der Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, 
Demontage, Instandhaltung oder Wartung von 
 
 Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu 

verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten 
(WHG-Anlagen); 
 

 Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz 
(UmweltHG-Anlagen); 

 Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer 
Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen; 

 
 Abwasseranlagen 
 
oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anlagen bestimmt sind. 
 
7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige 
Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind. 
 
7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder 
mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisierenden 
Strahlen (z.B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrahlen).  
 
7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen sind auf  
 
(1)  gentechnische Arbeiten, 
(2)  gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 
(3)  Erzeugnisse, die 

 Bestandteile aus GVO enthalten, 
 aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 

 
7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen durch 
 
(1)  Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer handelt, 
(2)  Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen,  
(3)  Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer. 
 
7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, der 
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, soweit es sich 
handelt um Schäden aus 
 
(1)  Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Veränderung von 

Daten, 
(2)  Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten, 
(3)  Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch, 
(4)  Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen. 
 
7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- oder 
Namensrechtsverletzungen. 
 
7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schikane, 
Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierungen.  
  
7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der Übertragung 
einer Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren. Das Gleiche gilt für 
Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer 
gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. In 
beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer 
beweist, dass er weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat. 
 
Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszahlung 
 
§ 8 Beginn des Versicherungsschutzes  
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder 
einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von § 9.1 zahlt. Der in Rechnung 
gestellte Beitrag enthält die Versicherungssteuer, die der 
Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu 
entrichten hat. 
 
 
 

§ 9  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster- oder einmaliger 
       Beitrag 
           
9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf von zwei 
Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins Fällig. 
 
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag 
nur die erste Rate desersten Jahresbeitrags. 
 
9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der 
Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags eintreten, ist der 
Versicherer nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch 
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der 
Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat. 
 
9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag 
nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange 
der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten hat. 
 
§ 10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag  
 
10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am 
Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig. 
 
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder 
in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt. 
 
10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die 
verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. 
 
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen.  
 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist 
bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung 
ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und 
Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den § 
10.3 und 10.4 mit dem Fristablauf verbunden sind. 
 
10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit 
der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein 
Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach § 10.2 Abs. 
3 darauf hingewiesen wurde. 
 
10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit 
der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der 
Zahlungsaufforderung nach § 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen hat. 
 
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach 
innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. 
Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der 
Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. Die 
Leistungsfreiheit des Versicherers nach § 10.3 bleibt unberührt. 
 
§ 11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschrift-Mandat  
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung 
als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen werden kann 
und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht 
widerspricht. 
 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom 
Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebenen 
Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.  
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Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer das SEPA-Lastschrift-Mandat widerrufen hat, oder hat 
der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der 
Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig 
Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der 
Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, 
wenn er vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist. 
 
§ 12 Teilzahlung und folgen verspäteter Zahlung 
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch 
ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung einer Rate im Verzug ist. 
 
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung 
verlangen. 
 
§ 13 Beitragsregulierung  
 
13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, ob und 
welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber den früheren 
Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch durch einen 
Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf Wunsch des 
Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des 
Versicherers kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in 
dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit 
der Angaben kein Verschulden trifft. 
 
13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers oder 
sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt der Veränderung 
berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch 
erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. Der 
vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch nicht unterschritten 
werden. Alle entsprechend § 15.1 nach dem Versicherungsabschluss 
eingetretenen Erhöhungen und Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden 
berücksichtigt. 
 
13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung, kann 
der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben zu machen waren, 
eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung 
gestellten Beitrages verlangen. Werden die Angaben nachträglich gemacht, 
findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom Versicherungsnehmer zu viel 
gezahlter Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von 
zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten. 
 
13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf 
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre.  
 
§ 14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung  
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit durch 
Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des 
Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz 
bestanden hat. 
 
§ 15 Beitragsangleichung 
 
15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsangleichung. Sie wird 
jeweils ab Beginn desjenigen Versicherungsjahres wirksam, das ab dem 1. Juli 
beginnt. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme sowie 
Mietwert berechnet werden, findet keine Beitragsangleichung statt. 
Mindest- oder Grundbeiträge unterliegen unabhängig von der Art der 
Beitragsberechnung der Beitragsangleichung. 
 
15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung für die ab 
dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen Prozentsatz sich im vergangenen 
Kalenderjahr der Durchschnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb der 
Allgemeinen Haftpflichtversicherung zugelassenen Versicherer gegenüber 
dem vorvergangenen Jahr erhöht oder vermindert hat. Den ermittelten 
Prozentsatz rundet er auf die nächst niedrigere, durch fünf teilbare ganze 
Zahl ab. Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell durch den 
einzelnen Schadenfall veranlassten Ausgaben für die Ermittlung von Grund 
und Höhe der Versicherungsleistungen. 

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die Summe der 
in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl der im 
gleichen Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle. 
 
15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer 
Verminderung verpflichtet, die Folgebeiträge um den sich aus § 15.2 
ergebenden Prozentsatz zu verändern (Beitragsangleichung). Der veränderte 
Folgebeitrag wird dem Versicherungsnehmer mit der Beitragsrechnung 
bekannt gegeben. 
 
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in jedem 
der letzten fünf Kalenderjahre um einen geringeren Prozentsatz als 
denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach § 15.2 
ermittelt hat, so darf der Versicherer die Folgebeiträge nur um den 
Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt seiner Schadenzahlungen 
nach seinen unternehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht 
hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem 
vorstehenden Absatz ergeben würde. 
 
15.4 Liegt die Veränderung nach § 15.2 oder 15.3 unter 5 Prozent, entfällt 
eine Beitragsangleichung. Diese Veränderung ist jedoch in den folgenden 
Jahren zu berücksichtigen. 
 
Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung 
 
§ 16 Dauer und Ende des Vertrages  
 
16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit 
abgeschlossen. 
 
16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der 
Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragsdauer eine Kündigung 
zugegangen ist. 
 
16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, 
ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 
 
16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes 
darauf folgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss dem Versicherer 
spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen 
sein. 
 
§ 17 Wegfall des versicherten Risikos 
Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so erlischt 
die Versicherung bezüglich dieser Risiken. Dem Versicherer steht der 
Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versicherung dieser 
Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er vom 
Wegfall Kenntnis erlangt. 
 
§ 18 Kündigung nach Beitragsangleichung 
Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung gemäß § 15.3, 
ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes ändert, kann der 
Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, 
frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Beitragserhöhung 
wirksam werden sollte.  
 
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das 
Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem 
Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der 
Beitragserhöhung zugehen. 
 
Eine Erhöhung der Versicherungssteuer begründet kein Kündigungsrecht. 
 
§ 19 Kündigung nach Versicherungsfall  
 
19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn 

 
 vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet wurde oder 
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 dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den 
Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich 
zugestellt wird. 
 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spätestens einen 
Monat nach der Schadensersatzzahlung oder der Zustellung der Klage 
zugegangen sein.  
 
19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach 
ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann 
jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu jedem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam 
wird. 
 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang 
beim Versicherungsnehmer wirksam. 
 
§ 20 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 
 
20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung besteht, an 
einen Dritten veräußert, tritt dieser an Stelle des Versicherungsnehmers in 
die während der Dauer seines Eigentums sich aus dem 
Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein. 
 
Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, eines 
Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von einem Dritten 
übernommen wird. 
 
20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 
 
 durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von einem 

Monat, 
 durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wirkung 

oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode 
 
in Textform gekündigt werden. 
 
20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
 
 der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem  Zeitpunkt an 

ausübt, in welchem er vom Übergang auf den Dritten Kenntnis erlangt; 
 der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem  Übergang ausübt, 

wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats von dem 
Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung 
Kenntnis erlangt. 

 
20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden 
Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhältnis nicht gekündigt, 
haften der bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte für den 
Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner. 
 
20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch den 
bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unverzüglich anzuzeigen. 
  
Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein 
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat 
nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte 
zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem Veräußerer bestehenden 
Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 
 
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle 
Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintreten, in dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies 
gilt nur, wenn der Versicherer in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht 
keinen Gebrauch gemacht hat. 
 
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht nicht weg, 
wenn dem Versicherer die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in 
dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. 
 
 
 
 

§ 21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlass von 
         Rechtsvorschriften  
Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder 
Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer berechtigt, das 
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu 
kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 
Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versicherer 
von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat. 
 
§ 22 Mehrfachversicherung 
 
22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehreren 
Versicherungsverträgen versichert ist. 
 
22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne dass 
der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung des später 
geschlossenen Vertrages verlangen. 
 
22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es 
nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem er von der 
Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem 
Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem 
Versicherer zugeht. 
 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 
§ 23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers  
 
23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche 
Umstände 
 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem 
Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und die für den Entschluss des 
Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu 
schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme 
der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 
 
Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss des 
Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem 
vereinbarten Inhalt abzuschließen. 
 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss sich der 
Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis 
gehabt oder dies arglistig verschwiegen. 
 
23.2 Rücktritt 
 
(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen 

Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versicherungsvertrag 
zurückzutreten.  

 
(2)  Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der 

Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die 
unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig gemacht hat. 
 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger 
Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 

 
(3)  Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er 
den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig 
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch 
für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch 
in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der 
Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 
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Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht. 

 
23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Verletzung 
einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat in Schriftform kündigen. 
 
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätte. 
 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedingungen auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der 
Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die 
anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode 
Vertragsbestandteil. 
 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10% oder 
schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos kündigen. 
 
Der Versicherer muss die ihm nach §§ 23.2 und 23.3 zustehenden Rechte 
innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das 
von ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er hat die 
Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; er darf nachträglich 
weitere Umstände zur Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für 
diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 
 
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den §§ 23.2 und 23.3 nur zu, wenn 
er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf 
die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 
 
Der Versicherer kann sich auf die in den §§ 23.2 und 23.3 genannten Rechte 
nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 
Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 
 
23.4 Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 
anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht dem 
Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der 
Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 
 
§ 24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles  
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer auf 
Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist zu beseitigen. Dies 
gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen 
Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, 
gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend. 
 
§ 25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles  
 
25.1 Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch keine 
Schadenersatzansprüche erhoben worden sind, dem Versicherer innerhalb 
einer Woche anzuzeigen. Das Gleiche gilt, wenn gegen den 
Versicherungsnehmer Haftpflichtansprüche geltend gemacht werden. 
 
25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwendung 
und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des Versicherers sind dabei 
zu befolgen, soweit es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem 
Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte  
zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung zu 
unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die 
Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür 
angeforderten Schriftstücke übersandt werden. 
 

25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwaltschaftliches, 
behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid 
erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er dies unverzüglich 
anzuzeigen. 
 
25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von 
Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz muss der Versicherungsnehmer 
fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe 
einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht.  
 
25.5  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch 
gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfahrens dem 
Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen des 
Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss 
dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen 
und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen. 
 
§ 26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
 
26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem 
Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der 
Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der 
Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein 
Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruhte. 
 
26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert 
der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger 
Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen.  
 
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei 
Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- 
oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat. 
 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob 
fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für 
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 
ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach § 26.1 zustehendes Kündigungsrecht ausübt.  
 
Weitere Bestimmungen 
 
§ 27 Mitversicherte Person 
 
27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche gegen 
andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind alle für ihn 
geltenden Bestimmungen auf die Mitversicherten entsprechend 
anzuwenden. Die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (§ 4.) gelten 
nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines Mitversicherten entsteht. 
 
27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht 
ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben den 
Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 
 
§ 28 Abtretungsverbot  
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung ohne 
Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch verpfändet werden. 
Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig. 
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§ 29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung  
 
29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen 
an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein 
oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle 
gerichtet werden. 
 
29.2  Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem 
Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem 
Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. 
Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. 
Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensänderung des 
Versicherungsnehmers. 
 
29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 
Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung die Bestimmungen der § 29.2 entsprechende Anwendung. 
 
§ 30 Verjährung 
 
30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. 
Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches. 
 
30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer 
angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem 
Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem 
Anspruchsteller in Textform zugeht. 
 
§ 31 Zuständiges Gericht  
 
31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers 
oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der 
Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der 
Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
 
31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus 
dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das 
für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines 
gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine 
juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz 
oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn 
der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, 
Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine 
eingetragene Partnergesellschaft ist. 
 
31.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der 
Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag 
zuständigen Niederlassung. 
 
§ 32 Anzuwendendes Recht  
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
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Besondere Bedingungen und Risikobeschreibung zur 
Haftpflichtversicherung für Privatpersonen (BBR) Kopter-Profi T18 – (Stand 10/2018) – 
 

Privat-Haftpflichtversicherung degenia Kopter-Profi T18 
 

I. Versichertes Risiko 
II. Mitversicherte Personen 
III. Was ist darüber hinaus versichert 

1. Immobilien 
2. Mietsachschäden 
3. Schlüsselverlust 
4. Schäden durch deliktsunfähige mitversicherte Personen 
5. Betriebspraktikum 
6. Fachpraktischer Unterricht 
7. Gefälligkeitshandlungen 
8. Ehrenamtliche Tätigkeit / Freiwilligenarbeit 
9. Tätigkeit als Tagesmutter / Tagesvater / Babysitter 
10. Tätigkeit als Betreuer / Vormund (nicht beruflich) 
11. Tiere 
12. Fahrzeuge 
13. Sport 
14. Waffenklausel 
15. Ausland 
16. Vermögensschäden 
17. Elektronischer Datenaustausch / Internetnutzung 
18. Vorsorgeversicherung 
19. Allmählichkeitsschäden 
20. Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung 

oder sonstige Diskriminierung 
21. Fremde gemietete / geliehene bewegliche Sachen 
22. Gewässerschaden-Restrisiko 

23. Gewässerschaden-Anlagerisiko 
24. Umweltschäden gemäß Umweltschadengesetz (USchadG) 
25. Ausfall von Forderungen aus Haftpflichtansprüchen 
26. Selbstständige nebenberufliche Tätigkeiten 
27. Be- und Entladeschäden von Kfz 
28. Betankungsschäden an geliehenen oder gemieteten 

Kraftfahrzeugen 
29. Kfz-Haftpflicht Rabattrückstufung bei geliehenen oder (von 

Privatpersonen) gemieteten Kfz 
30. Vollkasko Rabattrückstufung bei geliehenen oder (von 

Privatpersonen) gemieteten Kfz 
31. Mallorca-Deckung 
32. Arbeitgeber oder Arbeitskollegen zugefügte Sachschäden 
33. Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit 
34. Abweichung gegenüber den Musterbedingungen GDV 
35. Mindeststandards Arbeitskreis Beratungsprozesse 

IV. Was ist nicht versichert 
V. Besondere Vertragsformen 
VI. Besondere Klauseln und Vereinbarungen „degenia“ 
VII. Kopter-Profi-Klausel 
VIII. Besondere Bedingungen zur Differenzdeckung 
 

 
 

 
 
I. Versichertes Risiko  
Versichert ist - im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für 
die Haftpflichtversicherung (AHB) und der nachstehenden Besonderen 
Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR), die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers (VN) aus den Gefahren des täglichen Lebens als 
Privatperson und nicht aus den Gefahren eines Betriebes oder Berufes. 
 
Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als 
Familien- und Haushaltsvorstand (z. B. aus der Aufsichtspflicht über 
Minderjährige – auch bei vorübergehender Aufsicht über fremde Kinder)  
oder als Dienstherr der im Haushalt tätigen Personen. 
 
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus 
den Gefahren eines Dienstes, Amtes, einer verantwortlichen Betätigung in 
Vereinigungen aller Art oder einer ungewöhnlichen und gefährlichen 
Beschäftigung. 
 
II. Mitversicherte Personen 
 
1.  Versichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht  
 

a)  des Ehegatten oder des eingetragenen Lebenspartners*; 
 
b) des Lebensgefährten des Versicherungsnehmers, sofern diese Person 

 
 in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer lebt  

 
 bei ihm behördlich gemeldet ist  

 
 keine eigene Privat-Haftpflichtversicherung besitzt  

 
 beide Partner unverheiratet sind und nicht in einer 

eingetragenen Lebenspartnerschaft leben  
 

 
 
 
 

 
 
c) ihrer unverheirateten und nicht in einer eingetragenen 

Lebenspartnerschaft lebenden Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und 
Pflegekinder). 

  
Bei volljährigen Kindern besteht Versicherungsschutz, solange sie sich 
noch in einer Schul- oder sich unmittelbar anschließenden 
Erstausbildung befinden (berufliche Erstausbildung - Lehre und/oder 
Studium - auch Bachelor und unmittelbar angeschlossener 
Masterstudiengang). 
 
Zusätzlich besteht Versicherungsschutz solange sie 

 
 im Anschluss an die abgeschlossene berufliche Erstausbildung auf 

eine weitere Ausbildung (Ausbildungsplatz, Lehre oder Studium) 
warten oder 
 

 auf der Suche nach einem Arbeitsplatz sind oder 
 

 sich in einer Zweitausbildung (Ausbildungsplatz, Lehre oder 
Studium auch Bachelor und unmittelbar angeschlossener 
Masterstudiengang) befinden, die unmittelbar im Anschluss an 
die Erstausbildung grenzt. 

 
Unmittelbar und keine Unterbrechung im vorstehenden Sinne ist ein 
Zeitraum von bis zu einem Jahr nach Abschluss der Ausbildung, auch 
wenn in dieser Zeit eine Aushilfstätigkeit / Work and Travel (so 
genanntes Jobben) ausgeübt wird. 
 
Gleiches gilt für eine Wartezeit im Anschluss an eine 
Ausbildungsmaßnahme bis zum Erhalt eines Ausbildungs-, Studien- 
oder Arbeitsplatzes. 
 

 

 

* Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder einer 
vergleichbaren Partnerschaft nach dem Recht anderer Staaten lebt.   
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Bei Ableistung von Wehr- oder Zivildienst, z.B. des freiwilligen 
Wehrdienstes (FWD), des Bundesfreiwilligendienstes (BFD) oder 
freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahres (FSJ/FÖJ), nach der 
Schule, sowie vor, während oder im Anschluss an die Berufsausbildung 
bleibt der Versicherungsschutz bestehen.  
 
Für volljährige, unverheiratete bzw. nicht in einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft lebenden Kinder besteht Versicherungsschutz 
auch nach Beendigung der Schul- oder beruflichen Erst- bzw. 
Zweitausbildung bei Arbeitslosigkeit in unmittelbarem Anschluss an 
diese Ausbildungsmaßnahmen bis zu einem Jahr nach deren 
Abschluss. 
 
Diese Regelungen gelten auch, wenn die Kinder während dieser Zeit 
nicht im gemeinsamen Haushalt wohnen. 
 
Der Versicherungsschutz entfällt mit Aufnahme einer Drittausbildung, 
der Referendarzeit, einer Fortbildungsmaßnahme, eines 
berufsbegleitenden Studiengangs oder dergleichen. 

 
Die Aufnahme einer neuen Lehre/eines neuen Studiums nach 
abgebrochener Erstausbildung (auch nach evtl. mehreren 
abgebrochenen) gilt nicht als Zweitausbildung. 
 
Für volljährige, unverheiratete und nicht in einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft lebenden geistig und / oder körperlich 
behinderte Kinder besteht zeitlich unbeschränkt weiter 
Versicherungsschutz. 

 
Bei ausschließlich körperlicher Behinderung jedoch nur, solange eine 
häusliche Gemeinschaft mit dem VN besteht. 
 
Sofern mitversicherte Kinder kraft Gesetz zur Aufsicht über eigene 
minderjährige Kinder verpflichtet sind, sind diese ebenfalls 
mitversichert. 

 
d) der beim VN im gemeinsamen Haushalt und dort amtlich gemeldeten 

Eltern des VN sowie des Ehegatten oder des eingetragenen 
Lebenspartners, sofern diese keine eigene 
Privathaftpflichtversicherung besitzen.  

 
e)  der Personen, die vorübergehend – bis maximal ein Jahr – in den 

Familienverbund des VN eingegliedert sind (z.B. Austauschschüler, Au-
pair, minderjährige Enkelkinder in Obhut), soweit keine andere Privat-
Haftpflichtversicherung besteht. 

 
f)  eines in häuslicher Gemeinschaft lebenden, pflegebedürftigen 

(mindestens Pflegegrad II im Sinne der sozialen Pflegeversicherung) 
Angehörigen; 

 
Als Angehörige gelten Ehepartner/Partner/Lebensgefährte, Eltern und 
Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern und –kinder, 
Stiefeltern und –kinder, Großeltern und Enkel, Geschwister sowie 
Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein familienähnliches, 
auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder 
miteinander verbunden sind). 

 
g)  der im Haushalt oder sonstigen privaten Lebensbereichen  des VN 

beschäftigten Personen gegenüber Dritten aus dieser Tätigkeit. Das 
gleiche gilt für Personen, die aus Arbeitsvertrag, sozialem Engagement 
oder gefälligkeitshalber, Wohnung, Haus und Garten betreuen oder 
den Streudienst versehen. 

 
Pfleger von im Haushalt lebenden pflegebedürftigen Personen 
gehören ebenfalls in den versicherten Personenkreis. 

 
h) der Personen, die in Notfallsituationen einer über den Vertrag 

versicherten Person freiwillig Hilfe leisten, wenn sich hieraus 
Schadenersatzansprüche Dritter ergeben. 

  
Eine Notfallsituation ist eine Situation, wenn eine Bedrohung für Leib 
und Leben besteht. Soweit Versicherungsschutz aus einer anderen 

Haftpflichtversicherung erlangt werden kann, entfällt der 
Versicherungsschutz aus diesem Vertrag. 

 
i) der in häuslicher Lebensgemeinschaft lebenden und dort amtlich 

gemeldeten Enkelkinder, sofern diese keine eigene 
Privathaftpflichtversicherung besitzen.  

 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen 
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt.  
 
2. Gegenseitige Haftpflichtansprüche der versicherten untereinander 
Gegenseitige Haftpflichtansprüche der versicherten Personen untereinander 
sind entsprechend § 7.4 und § 7.5 AHB ausgeschlossen.  
 
Mitversichert sind jedoch gesetzliche Regressansprüche aus 
übergegangenem Recht von Sozialversicherungsträgern, Sozialhilfeträgern, 
privaten Krankenversicherern und Arbeitgebern sowie gesetzliche 
Haftpflichtansprüche von mitversicherten Personen nach II 1. e), g) und h) 
gegen alle sonstigen versicherten Personen. 
 
3. Fortsetzung der Privat-Haftpflichtversicherung nach dem Tod des VN: 
Für die unter  II. 1. mitversicherten Personen besteht im Todesfall des VN der 
Versicherungsschutz bis zum nächsten Beitragsfälligkeitstermin fort. 
 
Wird die nächste Beitragsrechnung durch den überlebenden Ehegatten oder 
eingetragenen Lebenspartner oder einer sonstigen mitversicherten Person 
eingelöst, wird dieser Versicherungsnehmer. 
 
4. Nachversicherung 
Entfällt die Mitversicherung von den in II. 1. a) - d) genannten Personen weil 
z.B.  
 
 der VN verstorben ist (siehe hierzu  II. 3.) 
 
 die Ehe rechtskräftig geschieden, die eingetragene Lebenspartnerschaft 

rechtskräftig aufgehoben oder die häusliche Lebensgemeinschaft mit 
dem/der mitversicherten Lebensgefährten/in beendet wurde, 

 
 die Kinder volljährig wurden, nach der Ausbildung berufstätig wurden, 

geheiratet oder eine eingetragene Lebenspartnerschaft eingegangen 
sind  

 
besteht der Versicherungsschutz weiter bis zur nächsten 
Beitragshauptfälligkeit,  höchstens aber für 12 Monate nach Fortfall der 
Mitversicherung.  
 
Wird von den ausscheidenden Personen bis dahin kein neuer 
Versicherungsschutz bei der degenia Versicherungsdienst AG beantragt, so 
entfällt die Nachversicherung rückwirkend.  
 
II. 3. wird hierdurch nicht eingeschränkt. 
 
III. Was ist darüber hinaus versichert 
1. Immobilien 
 
1.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Inhaber 
 

a)  einer oder mehrerer Wohnungen (bei Wohnungseigentum als 
Sondereigentümer), einschließlich Ferienwohnungen oder 
Eigentumswohnungen; 
 
Bei Wohnungseigentum als Sondereigentümer sind versichert 
gesetzliche Haftpflichtansprüche der Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer wegen Beschädigung des 
Gemeinschaftseigentums. Die Leistungspflicht erstreckt sich jedoch 
nicht auf den Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen 
Eigentum. 

 
b)  eines Einfamilienhauses (Doppelhaushälfte, Reihenhaus)  oder eines 

vom Versicherungsnehmer mitbewohnten Zweifamilienhauses. 
 



 

 

degenia Versicherungsdienst AG | Brückes 63-63 a | 55545 Bad Kreuznach | Serviceline 0671 84003-0 | www.degenia.de 

Seite 22 von 37 

 Mitversichert ist bei den Objekten von a) und b) auch eine gewerbliche 
Teilnutzung durch versicherte Personen als z. B. Büro-, Praxis-, oder 
Lagerraum.  

 
 Besteht dafür Versicherungsschutz über einen anderen 

Haftpflichtversicherungsvertrag, z. B. einer Berufs- oder 
Betriebshaftpflichtversicherung, entfällt der besondere 
Versicherungsschutz aus diesem Vertrag.  

 
c)  eines Wochenend- oder Ferienhauses (auch z. B. Jagdhütte, Finca, 

Datsche, Stuga),  
 
d) eines auf Dauer und ohne Unterbrechung fest installierten, nicht 

zugelassenen Wohnwagens (Dauercamping), 
 
e)  eines Schrebergartens/Kleingartens einschließlich Laube, 
 
f)  eines unbebauten Grundstückes bis zu einer Gesamtfläche von      

5.000 m²,  
 
einschließlich dazugehörigen Garagen/Stellplätze und Gärten, 
Swimmingpools oder Teiche, privat genutzte Nebengebäude auf dem 
versicherten Grundstück, wie z. B. Gartenhäuser, Gewächshäuser oder 
ehemalige Scheunen, sowie der Betrieb von Treppenliften. 
 
Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, 
 
 dass die unter Ziffer III. 1.1 a) – f) genannten Objekte innerhalb der EU 

oder EFTA* gelegen sind und 
 

 dass die unter Ziffer III. 1.1 a) – f) genannten Objekte vom 
Versicherungsnehmer oder mitversicherten Personen ausschließlich zu 
Wohnzwecken bzw. eigenen privaten Zwecken verwendet werden. 

 
1.2 Versichert ist bei den 1.1 genannten Immobilien und Grundstücken die 
gesetzliche Haftpflicht  
 

a)  aus der Verletzung von Verkehrssicherungspflichten, die dem VN in 
den oben genannten Eigenschaften obliegen (z. B. bauliche 
Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen und Schneeräumen 
auf Gehwegen) - auch wenn diese Pflichten durch Mietvertrag 
übernommen wurden. 

 
 Mitversichert ist darüber hinaus bei fremden Immobilien die 

gesetzliche Haftpflicht als Haushüter, sofern gefälligkeitshalber die 
Betreuung (inkl. der Verkehrssicherung) einer anderen Wohnung oder 
eines anderen Hauses übernommen wurde.  

 
b)  aus der Vermietung (Verpachtung) 

 
aa) von einzelnen Wohnräumen – auch an Feriengäste (maximal 6 

Betten); 
  
bb)  von einzelnen Räumen  – auch zu gewerblichen Zwecken; 
 
cc)  von bis zu 3 Garagen oder Stellplätzen; 
 
dd) von zwei Wohnungen (auch Ferienwohnungen) sowie eines 

Ferienhauses inkl. dazugehörige Garagen; 
 
ee) von maximal 2 Wohneinheiten bis zu einem Gesamtjahres-

mietwert von 30.000 EUR in einem Einfamilienhaus mit 
Einliegerwohnung oder Mehrfamilienhaus; 

 
sofern diese Risiken innerhalb der EU oder EFTA gelegen sind. 

 
Werden die Summen überschritten, entfällt die Mitversicherung. Es gelten 
dann die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (§ 4 AHB);  

 
c)  als Mitinhaber von Gemeinschaftsanlagen wie z.B. Spielplätze, 

gemeinschaftliche Zugänge zur öffentlichen Straße, Privatstraßen, 
Garagenhöfe, Abstellplätze für Abfallbehälter, Wäschetrockenplätze 
und dergleichen. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht der übrigen Miteigentümer. 
 
d) als Bauherr von Baumaßnahmen (Neubauten, Umbauten, Anbauten, 

Reparaturen, Abbruch- und Grabearbeiten) bis zu einer Bausumme 
von 300.000 EUR je Bauvorhaben.  

Sofern es sich um ein selbst genutztes Ein- bzw. Zweifamilienhaus 
handelt, entfällt die Begrenzung der Bausumme. 

 
Der Wert der Eigenleistung (Ihre eigenhändigen Tätigkeiten, 
Nachbarschaftshilfe oder Familienhilfe, entgeltlich oder unentgeltlich) 
ist begrenzt auf einen Bausummenanteil von 100.000 EUR. Der Wert 
des Bausummenanteils bemisst sich nach den durchschnittlichen 
ortsüblichen Preisen für die eingesetzten Materialien, Werk- und 
Dienstleistungen einschließlich der gesetzlichen Mehrwertsteuer.  
 
Wenn die genannten Bausummen überschritten werden, entfällt 
dieser Versicherungsschutz. Es gelten dann die Bestimmungen der 
Vorsorge-Versicherung nach § 4 AHB. 
 
Mitversichert ist bei Neubauten die gesetzliche Haftpflicht als Besitzer 
des zu bebauenden Grundstücks für die Dauer der Bauzeit. 
 
Versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht sämtlicher mit 
den Bauarbeiten beschäftigten Personen für Schäden, die sie während 
der Bauausführung in Eigenleistung verursachen. 
 
Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass  sich die Objekte 
innerhalb der EU oder EFTA befinden. 
 
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem 
Sozialgesetzbuch VII handelt. 
 
Nicht versichert sind   
 Bauplanung und Bauleitung;   
 Bau einer Erdwärmeanlage; 
 Haftpflichtansprüche aus der Veränderung der Grundwasser-

verhältnisse. 
 

e)  als früherer Besitzer aus § 836 Ziff. 2 BGB, wenn die Versicherung bis 
zum Besitzwechsel bestand. 

 
f)  des Insolvenz- und Zwangsverwalter in dieser Eigenschaft. 

 
g)  wegen Schäden, die durch häusliche Abwässer sowie aus dem 

Rückstau des Straßenkanals auftreten. 
 
h)  aus privatem Eigentum und Besitz von Anlagen zur Erzeugung von z.B. 

Strom oder Wärme durch Erneuerbare Energien oder Kraft-Wärme-
Kopplung, wie z.B. Photovoltaik-, Solar-, Luft-, Wasser- und 
Erdwärmeanlagen, Kleinwindanlagen und Mini-Blockheizkraftwerke, 
einschließlich des Betriebs und der Stromeinspeisung in das 
elektrische Versorgungsnetz (gilt auch bei einer Gewerbeanmeldung). 

 
Nicht versichert sind Ansprüche 
 wegen Schäden an der Anlage selbst; 
 durch den Anschluss der Anlage an das Netz des öffentlichen 

Netzbetreiber; 
 infolge der Montage am Bestimmungsort der Anlage; 
 wegen Abnutzung, Verschleißes oder übermäßiger 

Beanspruchung. 
 
Der Ausschluss nach Ziffer 7.10 (a) AHB bleibt unberührt. 

 
i)  aus privatem Eigentum und Besitz von häuslichen Abwassergruben 

und Kleinkläranlagen. 

 

 

* European Free Trade Association (Europäisches Freihandelsabkommen 
zwischen den 4 Staaten Island, Liechtenstein, Schweiz und Norwegen) 
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2. Mietsachschäden  
Eingeschlossen ist – abweichend von § 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht 
aus der Beschädigung von Wohnräumen und sonstigen zu privaten Zwecken 
gemieteten Räumen in Gebäuden und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden; auch an dazugehörigen außen am Gebäude 
angebrachten Sachen, an Balkonen oder Terrassen sowie an mit dem 
gemieteten Grundstück fest verbundenen Sachen wie z.B. Swimmingpools 
und gemauerte Grillanlagen jedoch keine Zäune oder Bäume.  
 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht für Schäden an vorübergehend 
(auch kostenfrei) genutzten oder gemieteten im weltweiten Ausland 
gelegenen Zimmern (auch Schiffskabinen), Wohnungen, Häusern und 
ähnlichen Unterkünften sowie deren Einrichtung. 
 
Bei gemieteten Ferienwohnungen und -häusern sowie Hotelzimmern (auch 
Schiffskabinen) ist die Beschädigung von fremden beweglichen Sachen bzw. 
Einrichtungsgegenständen (z.B. Mobiliar, Gardinen, Geschirr) bis 50.000 EUR 
im Rahmen der Versicherungssumme mitversichert, begrenzt auf das 
Dreifache dieser Summe für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres. 
 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden 
 

a)  durch Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspruchung, 
 
b)  an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasser-

bereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten,  
 
c)  an Glas, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen besonders 

versichern kann (z.B. durch eine Hausrat-Glas-Versicherung), 
 
d)  durch Schimmelbildung, 

 
sowie alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
 
Ausgeschlossen sind ferner die unter den Regressverzicht nach dem 
Abkommen der Feuerversicherer bei übergreifenden Versicherungsfällen 
fallenden Rückgriffsansprüche (der Text dieses Abkommens wird auf Wunsch 
zur Verfügung gestellt). 
 
3. Schlüsselverlust 
Eingeschlossen – in Ergänzung von § 2.2 AHB und abweichend von § 7.6 AHB 
– die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhandenkommen von fremden 
Schlüsseln, die zu privaten Zwecken oder im Rahmen einer beruflichen 
Tätigkeit (vom Arbeitgeber oder sonstigen Dritten) überlassen wurden bzw. 
die sich rechtmäßig im Gewahrsam des Versicherten befunden haben und 
soweit kein Versicherungsschutz über die Haftpflicht des Vereines oder 
Betriebes besteht. 
 
Hierzu zählen insbesondere: 
 Private Haus- und Wohnungstürschlüssel inkl. Garagen-, Keller- und 

Nebenraumschlüssel zur Mietwohnung (auch General-/ Hauptschlüssel 
für eine zentrale Schließanlage) 

 Hotelschlüssel und -chipkarten, auch Zimmersafeschlüssel 
 Vereinsschlüssel 
 Schlüssel, die im Zusammenhang mit einer gemäß III. 8 BBR versicherten 

ehrenamtlichen Tätigkeit/Freiwilligenarbeit überlassen wurden 
 Firmenschlüssel und -chipkarten des Arbeitgebers zur Zutritt- oder 

Zeiterfassung 
 Fremde Haus- und Wohnungsschlüssel, die für die Ausübung der 

beruflichen Tätigkeit als Angestellter überlassen wurden 
 
Mitversichert sind die Kosten für einen neuen Schlüssel/eine neue Chipkarte 
oder die Sperrung. 
 
Versicherungsschutz umfasst auch die Kosten für das notwendige 
Auswechseln von Schlössern sowie vorübergehende Sicherungsmaßnahmen 
(Notschloss) und - falls erforderlich - einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, 
gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der Verlust des Schlüssels 
festgestellt wurde.  
 
 
 

Ausgeschlossen bleiben: 
 

a) Folgeschäden eines Schlüsselverlustes (z.B. wegen Diebstahl, 
Vandalismus). 

 
b) Bei Wohnungseigentümern die Kosten für das Auswechseln der im 

Sondereigentum von versicherten Personen stehenden Schlössern, 
sowie Schäden in Höhe des Miteigentumsanteils an dem 
gemeinschaftlichen Eigentum (Eigenschaden).  

 
c) Haftpflichtansprüche aus dem Verlust von sonstigen Wertbehältnis- 

oder Wertraumschlüsseln (z. B. von Geldinstituten) und Kfz-Schlüsseln 
(siehe jedoch Mallorca-Deckung Ziffer III. 31. (5)) sowie Schlüsseln zu 
sonstigen beweglichen Sachen. 

 
d) Aus allen sich aus dem Schlüsselverlust ergebenden 

Vermögensschäden. 
 
Die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall beträgt maximal 50.000 EUR. 
 
4. Schäden durch deliktunfähige mitversicherte Personen 
Der Versicherer wird sich nicht auf eine Deliktunfähigkeit von 
mitversicherten Personen berufen, soweit dies der VN wünscht und ein 
anderer Versicherer (z.B. Sozialversicherungsträger) nicht leistungspflichtig 
ist. Eine Leistung erfolgt – in teilweiser Abweichung von §§ 1.1 und 5.1 AHB 
– auch ohne Vorliegen einer gesetzlichen Haftung. 
 
Der Versicherer behält sich Rückgriffsansprüche (Regresse) wegen seiner 
Aufwendungen gegen schadenersatzpflichtige Dritte (z. B. Aufsichts-
pflichtige), soweit sie nicht Mitversicherte dieses Vertrages sind, vor. 
 
Die Höchstersatzleistung beträgt im Rahmen der Versicherungssumme je 
Versicherungsfall 100.000 EUR, begrenzt auf das Zweifache dieser Summe für 
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres. 
 
5. Betriebspraktikum 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht mitversicherter Personen bei der 
Teilnahme an einem Betriebspraktikum. Mitversichert ist hierbei auch die 
Beschädigung von Lehrgeräten oder Maschinen die zur Verfügung bzw. 
bereitgestellt wurden. 
 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Abnutzung, Verschleiß und 
übermäßiger Beanspruchung sowie Schäden an Leihbüchern. 
 
6. Fachpraktischer Unterricht 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht mitversicherter Personen bei der 
Teilnahme an einem fachpraktischen Unterricht (z.B. Fach-, Gesamt- und 
Hochschulen oder einer Universität). Mitversichert ist hierbei auch die 
Beschädigung von Lehrgeräten oder Maschinen die zur Verfügung bzw. 
bereitgestellt wurden. 
 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Abnutzung, Verschleiß und 
übermäßiger Beanspruchung sowie Schäden an Leihbüchern. 
 
7. Gefälligkeitshandlungen 
Der Versicherer wird bei Sachschäden aus einer Gefälligkeitshandlung 
(unentgeltlicher Hilfeleistung) gegenüber dem Geschädigten keinen 
Haftungsverzicht für einfache Fahrlässigkeit einwenden, soweit dies der 
Versicherungsnehmer wünscht und ein anderer Versicherer (z. B. 
Kaskoversicherer) nicht leistungspflichtig ist.  
 
Ein Mitverschulden des Geschädigten wird angerechnet.  
 
Die Höchstersatzleistung beträgt im Rahmen der Versicherungssumme je 
Versicherungsfall 10.000 EUR, begrenzt auf das Zweifache dieser Summe für 
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres. 
 
8. Ehrenamtliche Tätigkeit / Freiwilligenarbeit 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus einer nicht hoheitlichen 
ehrenamtlichen Tätigkeit oder unentgeltlichen Freiwilligenarbeit aufgrund 
eines sozialen Engagements.  
 
 



 

 

degenia Versicherungsdienst AG | Brückes 63-63 a | 55545 Bad Kreuznach | Serviceline 0671 84003-0 | www.degenia.de 

Seite 24 von 37 

Hierunter fallen z.B. die Mitarbeit  
 
 in der Kranken- und Altenpflege; der Behinderten-, Kirchen und 

Jugendarbeit 
 

 in Vereinen, Bürgerinitiativen, Parteien und Interessenverbänden  
 
 bei der Freizeitgestaltung in Sportvereinigungen, Musikgruppen, bei 

Pfadfindern oder gleichartig organisierten Gruppen.  
 
Soweit ein anderer Versicherer leistungspflichtig ist (z.B. Vereins- oder 
Betriebs-Haftpflichtversicherung), entfällt der Versicherungsschutz aus 
diesem Vertrag.  
 
Nicht versichert sind die Gefahren aus der Ausübung von 
  

a)  öffentlichen/hoheitlichen Ehrenämter wie z.B. als Bürgermeister, 
Gemeinderatsmitglied, Schöffe, Laienrichter, Prüfer für Kammern, 
Angehöriger der Freiwilligen Feuerwehr  

 
b)  wirtschaftlichen/sozialen Ehrenämtern mit beruflichem Charakter wie 

z.B. als Betriebs- und Personalrat, Versichertenältester, 
Vertrauensperson nach § 40 SGB IV, beruflicher Betreuer nach       
§1897 (6) BGB. 

 
9. Tätigkeit als Tagesmutter / Tagesvater oder Babysitter 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Tätigkeit als 
Tagesmutter/Tagesvater oder Babysitter, insbesondere der sich daraus 
ergebenden Aufsichtspflicht für fremde Kinder im eigenen oder fremden 
Haushalt, auch außerhalb der Wohnung, z.B. beim Einkaufen, auf 
Spielplätzen oder Ausflügen. 
 
Versicherungsschutz besteht – abweichend von I. BBR und § 7.7 AHB – auch 
wenn diese Tätigkeit beruflich ausgeübt wird, bis zu einem 
Gesamtjahresumsatz von maximal 12.000 EUR. 
 
Nicht versichert ist die Ausübung der Tätigkeit für Betriebe und Institutionen, 
wie z.B. Kindergärten, Kindertagesstätten oder Kinderhorte oder wenn 
Mitarbeiter beschäftigt werden. 
 
Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht der fremden Kinder 
während der Obhut. 
 
Versichert sind auch – in teilweiser Abänderung von II. 2. BBR und § 7.5 (1) 
AHB – Haftpflichtansprüche 
 
 der Tageskinder untereinander, sofern es sich nicht um Geschwister 

handelt 
 

 der Tageskinder gegenüber den durch diesen Vertrag versicherte 
Personen 

 
wegen Personenschäden. 
 
Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Abhandenkommen von Sachen der 
zu betreuenden Kinder. 
 
Erlangt das Kind Versicherungsschutz aus einem anderen Haftpflicht-
versicherungsvertrag, entfällt der Versicherungsschutz aus diesem Vertrag. 
 
10. Tätigkeit als Betreuer / Vormund (nicht beruflich) 
Versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des VN als vom 
Vormundschaftsgericht bestellter - nicht beruflicher - Betreuer/Vormund für 
die zu betreuenden Person. 
 
Für die Dauer der Betreuung/Vormundschaft ist im Umfang dieser 
Vertragsbestimmungen die persönliche gesetzliche Haftpflicht für die 
betreute Person mitversichert. 
 
11. Tiere 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht als 
 

a)  als Halter oder Hüter von 

 zahmen Haustieren, z.B. Katzen, Kaninchen, Tauben, Frettchen, 
Pfauen, Schweine, Schafe und Ziegen 
 

 gezähmten Kleintieren z.B. Singvögel, Papageien, Rennmäuse, 
Hamster, Meerschweinchen, Frösche, Kröten, Schildkröten, Mäuse, 
Farbratten, Gänse und Enten  

 
 Bienen  

 
Nicht versichert ist das Halten und Hüten von Hunden (ausgenommen 
des eigenen Assistenzhundes z.B. Blindenführ-, Behindertenbegleit- 
oder Signalhund), Rindern, Pferden, sonstigen Reit- und Zugtieren        
(z. B. Esel), wilden Tieren sowie von Tieren, die zu gewerblichen oder 
landwirtschaftlichen Zwecken gehalten werden, gleichgültig aufgrund 
welcher Rechtsnorm ein Anspruch geltend gemacht wird. 
 

b)  Hüter fremder Hunde – abweichend von III 11. a) BBR –, jedoch nicht, 
wenn es sich um eine gewerbsmäßige Hütung handelt oder eine 
mitversicherte Person Halter ist. 

 
Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem anderen 
Haftpflichtversicherungsvertrag, entfällt der Versicherungsschutz aus 
diesem Vertrag. 
 

c)  Reiter oder Hüter fremder Pferde (auch Reitbeteiligung) und   Benutzer 
fremder Fuhrwerke zu privaten Zwecken (Kutsch- oder 
Schlittenfahrten). Andere Reit- und Zugtiere (z. B. Esel) sind hier 
gleichgestellt. 

 
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche der Tierhalter, Tiereigentümer 
oder Fuhrwerkseigentümer, es sei denn, es handelt sich um 
Personenschäden. 
 
Schäden an den zur Beaufsichtigung übernommenen Tieren bleiben gemäß § 
7.6 AHB vom Versicherungsschutz ausgeschlossen. 
 
Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem anderen 
Haftpflichtversicherungsvertrag, entfällt der Versicherungsschutz aus diesem 
Vertrag. 
 
12. Fahrzeuge 
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Eigentümers, Besitzers, 
Halters oder Führers eines Kraft-, Luft-, Wasserfahrzeugs oder 
Kraftfahrzeuganhängers wegen Schäden, die durch den Gebrauch des 
Fahrzeuges verursacht werden.  
 
Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die verursacht werden 
durch den Gebrauch folgender Fahrzeuge  
 

a)  Fahrräder (auch bei der privaten Teilnahme an Radrennen, z.B. 
Straßenrundfahrten, Triathlon, Mountainbiking sowie Vorbereitungen 
hierzu (Training)) und alle anderen nicht selbst fahrenden nicht 
versicherungspflichtigen Landfahrzeuge z.B. Pedelecs/Elektroräder, 
Dreiräder, Tretroller, Skate-, Kick- und Stickboards, Ski-Langlauf-
/Nordic-Cross-Skater, Rollatoren.  

 
b)  Kraftfahrzeuge (Kfz) mit nicht mehr als 6 km/h bauartbedingter 

Höchstgeschwindigkeit (z. B. Kinderfahrzeuge). 
 
c)  Kraftfahrzeuge und Anhänger, die ausschließlich auf nicht öffentlichen 

Wegen und Plätzen verkehren ohne Beschränkung der Höchst-
geschwindigkeit. Nicht versichert sind Kfz-Rennen sowie die 
Vorbereitungen (Training) dazu. 

 
d) Motorbetriebene Rollstühle, Golfwagen/- buggys, selbstfahrende 

Arbeitsmaschinen (z.B. Aufsitzrasenmäher, Schneeräumgeräte) sowie 
Hub- und Gabelstapler, mit nicht mehr als 20 km/h 
Höchstgeschwindigkeit und sofern für diese keine 
Versicherungspflicht besteht. 

 
e)  nicht versicherungspflichtige Anhänger. 
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f) Ferngelenkte Modellfahrzeuge (Land- und Wassermodellfahrzeuge) 
ohne Stück- und Geschwindigkeitsbeschränkung. 

 
g)  Luftfahrzeuge  

(z.B. Flugmodelle, unbemannte Ballone, Spiel- und Sportlenkdrachen), 
die nicht der Versicherungspflicht unterliegen.  
 
Versicherungsschutz besteht auch für die gesetzliche Haftpflicht als 
Eigentümer, Besitzer, Halter oder Führer eines oder mehrerer 
versicherungspflichtiger Flugmodelle (z.B. Drohnen/Kopter) sowie 
unbemannter Ballone und Drachen, deren Startgewicht 5 kg 
einschließlich zugehöriger Anbauteile (z.B. Kameras) nicht übersteigt. 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aller Personen, die mit 
Wissen und Willen des Halters an der Führung und Bedienung der 
Flugmodelle, Ballone und Drachen beteiligt sind, einschließlich der 
Personen, die berechtigt sind, die zugehörigen Fernsteuerungsanlagen 
zu bedienen. Die Nutzung dieser Flugmodelle darf nur zu Zwecken der 
privaten Sport- oder Freizeitgestaltung erfolgen. (Weitere 
Beschreibungen des Versicherungsschutzes, siehe hierzu VII Kopter-
Profi-Klausel) 
 

h)  Wassersportfahrzeuge ohne Motor,  
z.B. Schlauch-, Paddel- und Ruderboote, Flöße (auch selbst gebaute), 
Kajaks, Kanus, Kanadier, Surfbretter, Windsurfbretter, Wakeboards. 

 
i)  Segelboote (eigene und fremde) mit einer Segelfläche bis 15 m², auch 

mit Hilfs- oder Außenbordmotoren bis 15 PS / 11,03 kW. 
 
j)  Motorboote und sonstige Wassersportfahrzeuge mit Motor 
 

 Eigene Wassersportfahrzeuge mit einer Motorstärke bis 15 PS /      
11,03 kW 
 

 Fremde Wassersportfahrzeuge mit einer Motorstärke bis 80 PS /    
58,84 kW, die sich nicht im Eigentum von mitversicherten Personen 
befinden. 

 
Darüber hinaus mitversichert ist der gelegentliche Gebrauch von 
fremden Wassersportfahrzeugen mit Motoren höherer Leistung, 
soweit für das Führen keine behördliche Erlaubnis erforderlich ist. 
 

k)  Kitesport-Geräte zu Wasser und an Land, wie z.B. Kite-Boards 
(Kitesurfen), Kite-Ski (Snowkiten) oder Kite-Buggys (Kitesailing) sowie 
Strand- bzw. Landsegler. 

 
Hierfür gilt:  
Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in § 3.1 (2) und in               
§ 4.3 (1) AHB. 
 
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. 
Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des 
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist 
verpflichtet dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem 
unberechtigten Fahrer gebraucht wird.  
 
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder 
Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der 
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche 
Fahrerlaubnis hat. 
 
13. Sport  
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Ausübung von Sport, 
ausgenommen ist eine jagdliche Betätigung und die Teilnahme an Pferde-, 
oder Kraftfahrzeug-Rennen sowie die Vorbereitung hierzu (Training).  
 
14. Waffenklausel 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem erlaubten privaten Besitz 
und aus dem Gebrauch von Hieb-, Stoß-, Signal- und Schusswaffen sowie 
Munition und Geschossen einschließlich deren Verwendung im Wasser-, 
Luft- und alpinen Sportbereich, nicht jedoch zu Jagdzwecken oder zu 
strafbaren Handlungen. Mitversichert gilt auch die gesetzliche Haftpflicht aus 
dem Besitz und Gebrauch von (Silvester- u. ä.) Feuerwerk.  

15. Ausland 
Versichert ist – abweichend von § 7.9 AHB –  die gesetzliche Haftpflicht von 
im Ausland vorkommenden Schadenereignissen, soweit der inländische 
Wohnsitz beibehalten wird.   
 
Versicherungsschutz besteht für zeitlich unbegrenzte Auslandsaufenthalte in 
Europa und außereuropäische Auslandsaufenthalte. 
 
Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort 
außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören 
liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als 
erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 
 
Bei Versicherungsfällen in den USA und Kanada werden – abweichend von      
§ 6.5 AHB – die Aufwendungen des Versicherers für Kosten als Leistungen auf 
die Deckungssumme angerechnet. 
 
Kosten sind: 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen und Gerichtskosten, Aufwendungen zur 
Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des 
Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die 
dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten 
auf Weisung des Versicherers entstanden sind. 
 
Hat der Versicherungsnehmer bei einem Versicherungsfall innerhalb Europas 
durch behördliche Anordnung eine Kaution zur Sicherstellung von Leistungen 
auf Grund seiner gesetzlichen Haftpflicht zu hinterlegen, stellt der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer den erforderlichen Betrag bis zu 
100.000 EUR zur Verfügung. 
 
Der Kautionsbetrag wird auf eine vom Versicherer zu leistende 
Schadenersatzzahlung angerechnet. 
 
Ist die Kaution höher als der zu leistende Schadenersatz, so ist der 
Versicherungsnehmer verpflichtet, den Differenzbetrag zurückzuzahlen. Das 
Gleiche gilt, wenn die Kaution als Strafe, Geldbuße oder für die Durchsetzung 
nicht versicherter Schadenersatzforderungen einbehalten wird oder die 
Kaution verfallen ist. 
 
16. Vermögensschäden 
 
16.1 Versichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht 
wegen Vermögensschäden im Sinne der § 2.1 AHB wegen 
Versicherungsfällen, die während der Wirksamkeit der Versicherung 
eingetreten sind. 
 
16.2 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden  
  

(1)  durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder für 
seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sachen, 
erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen; 

 
(2)  aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prüfender 

oder gutachterlicher Tätigkeit;  
 
(3)  aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich 

verbundene Unternehmen;  
 
(4)  aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 
 
(5)  aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstaltung;  
 
(6)  aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- oder 

ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller 
Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue oder Unterschlagung; 

 
(7)  aus Rationalisierung und Automatisierung; 
 
(8) aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und 

Urheberrechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts; 
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(9) aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und 
Kostenanschlägen;  

 
(10) aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemalige oder 

gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Geschäftsführung, 
Aufsichtsrat, Beirat oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder 
Aufsichtsgremien/Organe im Zusammenhang stehen; 

 
(11) aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen 

Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers 
oder aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung; 

 
(12) aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld, 

Wertpapieren und Wertsachen; 
 
(13) aus Schäden durch ständige Emissionen (z. B. Geräusche, Gerüche, 

Erschütterungen).  
 
17. Elektronischer Datenaustausch / Internetnutzung 
 
17.1 Versichert ist – abweichend von § 7.15 AHB  – die gesetzliche Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers wegen Schäden aus dem Austausch, der 
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, z. B. im Internet, 
per E-Mail oder mittels Datenträger, soweit es sich handelt um 
 

(1)  Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Veränderung 
von Daten (Datenveränderung) bei Dritten durch Computer-Viren 
und/oder andere Schadprogramme;  

 
(2)  Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der Nichterfassung 

und fehlerhaften Speicherung von Daten bei Dritten und zwar wegen 
 

a)  sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht jedoch 
weiterer Datenveränderungen sowie  

 
b)  der Kosten zur Widerherstellung der veränderten Daten bzw. 

Erfassung/korrekter Speicherung nicht oder fehlerhaft erfasster 
Daten;  

 
(3)  Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Datenaustausch. 
 

Für Ziffer 17.1 (1) bis 17.1 (3) gilt:  
Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszutauschenden, 
zu übermittelnden, bereitgestellten Daten durch Sicherheits-
maßnahmen und/oder –techniken (z. B. Virenscanner, Firewall) 
gesichert oder geprüft werden bzw. worden sind, die dem Stand der 
Technik entsprechen. Diese Maßnahmen können auch durch Dritte 
erfolgen.  
 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so gilt § 26.1 
AHB – Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten.  

 
Als Höchstleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres gilt 
die vereinbarte Versicherungssumme. 
 
17.2 Abweichend von § 6.3 AHB gilt:  
 
Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende 
Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des 
ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese  
 

a)  auf derselben Ursache,  
 
b)  auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und 

zeitlichem Zusammenhang oder  
 
c) auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung 

elektronischer Daten mit gleichen Mängeln beruhen.  
 
17.3 Versicherungsschutz besteht – abweichend von § 7.9 AHB – für 
Versicherungsfälle im Ausland. 
 

Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflichtansprüche in 
europäischen Staaten und nach dem Recht europäischer Staaten geltend 
gemacht werden. 
 
17.4 Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten Tätigkeiten 
und Leistungen: 
 

a)  Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege; 
 
b)  IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schulung; 
 
c)  Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -wartung,              

-pflege; 
 
d)  Bereithaltung fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full-Service-

Providing; 
 
e)  Betrieb von Datenbanken. 

 
17.5 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche  
 

(1) wegen Schäden, die dadurch entstehen, dass der 
Versicherungsnehmer bewusst 
 
a)  unbefugt in fremde Datenverarbeitungssysteme / Datennetze    

eingreift (z. B. Hacker-Attacken, Denial of Service Attacks); 
 
b)  Software einsetzt, die geeignet ist, die Datenordnung zu zerstören 

oder zu verändern (z. B. Software-Viren, Trojanische Pferde);  
 

(2)  die in engem Zusammenhang stehen mit  
 

a)  massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten 
elektronisch übertragenen Informationen (z. B. Spamming); 

 
b)  Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich bestimmte 

Informationen über Internet-Nutzer gesammelt werden sollen;  
 

(3)  gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten, soweit 
diese den Schaden durch bewusstes Abweichen von gesetzlichen oder 
behördlichen Vorschriften (z. B. Teilnahme an rechtswidrigen Online-
Tauschbörsen) oder durch sonstige bewusste Pflichtverletzungen 
herbeigeführt haben.  

 
18. Vorsorgeversicherung 
Für Vorsorgeversicherung – abweichend von § 4.2 AHB – stehen im Rahmen 
der Versicherungssumme für Personen-, Sach- und Vermögensschäden 
maximal 20.000.000 EUR pauschal je Versicherungsfall und das Zweifache 
dieser Summe für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres zur 
Verfügung. 
 
Die Bestimmungen der Vorsorge-Versicherung gelten für den VN und für 
mitversicherte Personen nach II. 1. a) – d). 
 
Abweichend von § 3.1 (2) und 4.3 (3) AHB besteht Schutz aus Erhöhungen 
oder Erweiterungen und Vorsorgeversicherungsschutz bis maximal 
10.000.000 EUR für versicherungspflichtige Tiere. 
 
19. Allmählichkeitsschäden 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden die durch 
allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen, Feuchtigkeit 
oder von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub und dergleichen) entstehen. 
 
20. Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder 
sonstigen Diskriminierungen 
Eingeschlossen sind - abweichend von § 7.17 AHB - Haftpflichtansprüche 
wegen Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder 
sonstigen Diskriminierungen. Vorsatz bleibt gemäß § 7.1 AHB 
ausgeschlossen. 
 
Die Höchstersatzleistung des Versicherers für derartige Schäden beträgt 
100.000 EUR je Versicherungsfall. 
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21. Fremde gemietete / geliehene bewegliche Sachen 
Versichert ist – abweichend von § 7.6 und 2.2 AHB und III.11. c) BBR – die 
gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung oder vom Abhandenkommen 
von fremden beweglichen Sachen, die zu privaten Zwecken gemietet, 
geleast, gepachtet, geliehen wurden oder die Gegenstand eines besonderen 
Verwahrungsvertrages waren. 
 
Die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall beträgt maximal 50.000 EUR, 
begrenzt auf das Dreifache dieser Summe für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres.  
 
Ausgeschlossen bleiben 
 

a)  Schäden an Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen 
 
b)  Schäden an Sachen, die den versicherten Personen für mehr als 6 

Monate überlassen wurden (für elektrische medizinische Geräte gilt 
keine Begrenzung der Leihdauer) 

 
c)  Schäden durch Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger 

Beanspruchung 
 
d)  Schäden an Sachen, die dem Beruf oder Gewerbe der versicherten 

Personen dienen 
 
e)  Ansprüche wegen Schäden oder Abhandenkommen von Schmuck, 

Wertsachen, Geld, Urkunden und Wertpapieren 
 
sowie alle sich daraus ergebenden Vermögensfolgeschäden. 
 
22. Gewässerschaden-Restrisiko 
 
22.1 Gegenstand der Versicherung 
Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögensschäden wie 
Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers für unmittelbare oder mittelbare Folgen von 
Veränderungen der physikalischen, chemischen oder biologischen 
Beschaffenheit eines Gewässers einschließlich des Grundwassers 
(Gewässerschäden), mit Ausnahme der Haftpflicht als Inhaber von Anlagen 
zur Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen und aus der Verwendung 
dieser gelagerten Stoffe (sogenanntes Anlagerisiko).  
 
Versicherungsschutz hierfür wird ausschließlich durch besondere 
Vereinbarung gewährt. 
 
22.2 Rettungskosten 
Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im 
Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte (Rettungskosten) sowie außergerichtliche Gutachterkosten 
werden vom Versicherer insoweit übernommen, als sie zusammen mit der 
Entschädigungsleistung die Versicherungssumme für Sachschäden nicht 
übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB). 
 
Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und 
außergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu ersetzen, als sie 
zusammen mit der Entschädigung die Versicherungssumme für Sachschäden 
übersteigen. Eine Billigung des Versicherers von Maßnahmen des 
Versicherungsnehmers oder Dritter zur Abwendung oder Minderung des 
Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers. 
 
22.3 Ausschlüsse 
 
22.3.1 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch 
vorsätzliches Abweichen von dem Gewässerschutz dienenden Gesetzen, 
Verordnungen, an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen 
Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt haben. 
 
22.3.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die 
mittelbar oder unmittelbar auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen 
Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik (in der Bundesrepublik 

oder in einem Bundesland) oder unmittelbar auf Verfügungen oder 
Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt für Schäden durch 
höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben. 
 
23. Gewässerschaden-Anlagenrisiko 
 
23.1 Gewässerschaden-Anlagenrisiko für Kleingebinde 
 
Versichert ist abweichend von Ziffer 22.1 die gesetzliche Haftpflicht als 
Inhaber von Behältnissen (auch Anlagen) zur Lagerung gewässerschädlicher 
Stoffe und aus der Verwendung dieser gelagerten Stoffe mit einem einzelnen 
Fassungsvermögen bis zu 100 l/kg und einer Gesamtmenge bis 1.000 l/kg. 
 
Werden die genannten Mengen überschritten, so entfällt die 
Mitversicherung. § 3.1 (2) – Erhöhungen und Erweiterungen –, § 3.1(3) und  
§ 4 AHB – Vorsorgeversicherung – finden keine Anwendung. Der Versi-
cherungsschutz bedarf insoweit besonderer Vereinbarung. 
 
23.2 Gewässerschaden-Anlagenrisiko für Tankanlagen (Heizöl und Flüssiggas) 
Versichert ist Ihre gesetzliche Haftpflicht als Inhaber von Tankanlagen für 
Heizöl und Flüssiggas oder von privat genutzten Abwassergruben 
ausschließlich für Abwässer ohne Einleitung in Gewässer auf den über diesen 
Vertrag versicherten Grundstücken. 
 
23.3 Gegenstand der Versicherung 
 
Versichert ist Ihre gesetzliche Haftpflicht 
 
 als Inhaber der im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen 

angegebenen Anlagen zur Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen 
und aus der Verwendung dieser gelagerten Stoffe, 

 
 für unmittelbare oder mittelbare Folgen (Personen-, Sach- und 

Vermögensschäden) von Veränderungen der physikalischen, 
chemischen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewässers 
einschließlich des Grundwassers (Gewässerschaden). 

 
Soweit im Versicherungsschein und seinen Nachträgen sowie im Folgenden 
nichts anderes bestimmt ist, finden die Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) 
Anwendung. 
 
Mitversichert sind die Personen, die Sie durch Arbeitsvertrag mit der 
Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung der 
Grundstücke beauftragt haben für den Fall, dass sie aus Anlass dieser 
Verrichtungen in Anspruch genommen werden. 
 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen 
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten in Ihrem Betrieb gemäß des 
Sozialgesetzbuchs VII (SGB) handelt. Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle 
gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge 
des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 
 
23.4 Versicherungsleistungen 
Die Versicherungsleistung  für das Gewässerschaden-Anlagenrisiko ist im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme begrenzt auf 5.000.000 EUR 
pauschal für Personen-, Sach- und Vermögensschäden je Versicherungsfall. 
 
Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres 
beträgt höchstens das Zweifache dieser Summe. 
 
23.5 Rettungskosten  
Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im 
Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte (Rettungskosten) sowie außergerichtliche Gutachterkosten 
werden vom Versicherer insoweit übernommen, als sie zusammen mit der 
Entschädigungsleistung die Versicherungssumme nicht übersteigen. Für 
Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB). 
 
Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und 
außergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu ersetzen, als sie 
zusammen mit der Entschädigung die Versicherungssumme übersteigen. 
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Eine Billigung des Versicherers von Maßnahmen des Versicherungsnehmers 
oder Dritter zur Abwendung oder Minderung des Schadens gilt nicht als 
Weisung des Versicherers. 
 
23.6 Pflichtwidrigkeiten/Verstöße  
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch 
vorsätzliches Abweichen von dem Gewässerschutz dienenden Gesetzen, 
Verordnungen, an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen 
Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt haben. 
 
23.7 Vorsorgeversicherung 
Werden die genannten Mengen überschritten, so entfällt die 
Mitversicherung. § 3.1(2) – Erhöhungen und Erweiterungen –, § 3.1(3) und     
§ 4 AHB – Vorsorgeversicherung – finden keine Anwendung. Der 
Versicherungsschutz bedarf insoweit besonderer Vereinbarung. 
 
23.8 Gemeingefahren 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die unmittelbar 
oder mittelbar auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, 
Aufruhr, Inneren Unruhen, Generalstreik oder unmittelbar auf Verfügungen 
oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt für Schäden 
durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben. 
 
23.9 Eingeschlossene Schäden  
Eingeschlossen sind abweichend von § 1.1 der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) - auch ohne dass ein 
Gewässerschaden droht oder eintritt - Schäden an unbeweglichen Sachen 
des Versicherungsnehmers, die dadurch verursacht werden, dass die 
gewässerschädlichen Stoffe bestimmungswidrig aus der Anlage gemäß Ziffer 
23.3 ausgetreten sind. Dies gilt abweichend von § 7.14 (1) AHB auch bei 
Schäden durch Abwässer. Der Versicherer ersetzt die Aufwendungen zur 
Wiederherstellung des Zustands, wie er vor Eintritt des Schadens bestand. 
Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen. 
 
Ausgeschlossen bleiben Schäden an der Anlage gemäß Ziffer 23.3 selbst. 
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 250 EUR selbst zu tragen. 
 
Zu Ziffer 23 gilt Folgendes: 
 
Risikobeschreibungen  
Die Gewässerschadenversicherung im Umfange dieser Bedingung bezieht 
sich nicht nur auf die Haftpflicht aus § 22 des Wasserhaushaltsgesetzes, 
sondern auch auf alle anderen gesetzlichen Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts. 
 
Nicht zum versicherten Risiko gehört, was nicht ausdrücklich in Versicherung 
gegeben oder nach besonderen Vereinbarungen beitragsfrei eingeschlossen 
ist. 
 
Mitversichert ist auch die Haftpflicht aus Gewässerschäden, die dadurch 
entstehen, dass aus den versicherten Behältern gewässerschädliche Stoffe in 
Abwässer und mit diesen in Gewässer gelangen. 
 
Die Verbindung oder Vermischung gewässerschädlicher Stoffe mit Wasser 
gilt nicht als allmähliche Einwirkung von Feuchtigkeit. 
 
Rettungskosten gemäß Ziffer 23.5 entstehen bereits dann, wenn der Eintritt 
des Versicherungsfalles ohne Einleitung von Rettungsmaßnahmen als 
unvermeidbar angesehen werden durfte. Für die Erstattung von 
Rettungskosten ist es unerheblich, aus welchem Rechtsgrund (öffentlich-
rechtlich oder privatrechtlich) der Versicherungsnehmer zur Zahlung dieser 
Kosten verpflichtet ist. 
 
Rettungskosten sind auch Aufwendungen zur Wiederherstellung des 
Zustands von Grundstücks- und Gebäudeteilen – auch des Versiche-
rungsnehmers -, wie er vor Beginn der Rettungsmaßnahmen bestand. 
Eintretende Wertverbesserungen oder Kosten, die zur Erhaltung, Reparatur 
oder Erneuerung der Anlage selbst ohnehin entstanden wären, sind 
abzuziehen. 
 
 
 

24. Besondere Bedingungen für die Versicherung der Haftpflicht aus 
Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz (USchadG)  
 
24.1 Mitversichert sind abweichend von § 1.1 AHB öffentlich-rechtliche 
Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung von Umweltschäden gemäß Umwelt-
schadensgesetz (USchadG), soweit während der Wirksamkeit des 
Versicherungsvertrages 
 
 die schadenverursachenden Emissionen plötzlich, unfallartig und  
 bestimmungswidrig in die Umwelt gelangt sind oder 
 
 die sonstige Schadenverursachung plötzlich, unfallartig und 

bestimmungswidrig erfolgt ist. 
 
Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursachung besteht 
Versicherungsschutz für Umweltschäden durch Lagerung, Verwendung oder 
anderen Umgang von oder mit Erzeugnissen Dritter ausschließlich dann, 
wenn der Umweltschaden auf einen Konstruktions-, Produktions- oder 
Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zurückzuführen ist. Jedoch besteht kein 
Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbringens 
der Erzeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft und Technik nicht hätte 
erkannt werden können (Entwicklungsrisiko). 
 
Umweltschaden ist eine  
 
 Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen, 

 
 Schädigung des Gewässers einschließlich Grundwasser, 
 
 Schädigung des Bodens. 
 
Mitversichert sind, teilweise abweichend von § 7.6 AHB Pflichten oder 
Ansprüche wegen Umweltschäden an eigenen, gemieteten, geleasten, 
gepachteten oder geliehenen Grundstücken, soweit diese Grundstücke vom 
Versicherungsschutz dieses Vertrages erfasst sind. 
 
24.2 Nicht versichert sind 
 
(1) Pflichten und Ansprüche soweit sich diese gegen die Personen 

(Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter) richten, die den 
Schaden dadurch verursacht haben, dass sie bewusst von Gesetzen, 
Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer gerichteten 
behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz 
dienen, abweichen. 

 
(2)  Pflichten und Ansprüche wegen Schäden 
 

a)  die durch unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene 
Einwirkungen auf die Umwelt entstehen. 

 
b)  für die der Versicherungsnehmer  aus einem anderen 

Versicherungsvertrag (z.B. Gewässerschadenhaftpflicht-
versicherung) Versicherungsschutz hat oder hätte erlangen können. 

 
24.3 die Versicherungssumme und die Jahreshöchstersatzleistung betragen 
im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme 1.000.000 EUR. 
 
24.4 Ausland  
Versichert sind abweichend von § 7.9 AHB Ziffer 15. BBR im Umfang diese 
Versicherungsvertrages im Geltungsbereich der EU-Umwelthaftungs-
richtlinie (2004/35/ EG) eintretende Versicherungsfälle.  
 
Versicherungsschutz besteht insoweit auch für Pflichten und Ansprüche 
gemäß nationalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitgliedstaaten, sofern 
diese Pflichten oder Ansprüche den Umfang der o. g. EU-Richtlinie nicht 
überschreiten. 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

degenia Versicherungsdienst AG | Brückes 63-63 a | 55545 Bad Kreuznach | Serviceline 0671 84003-0 | www.degenia.de 

Seite 29 von 37 

25. Ausfall von Forderungen aus Haftpflichtansprüchen  
       (Forderungsausfallversicherung) 
 
25.1 Gegenstand des Versicherungsschutzes 
 

(1)  Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer und den in der 
Privathaftpflichtversicherung mitversicherten Familienangehörigen 
oder – soweit ausdrücklich vereinbart – dem mitversicherten Partner 
einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft und dessen mitversicherten 
Kindern (versicherte Personen) Versicherungsschutz für den Fall, dass 
eine versicherte Person während der Wirksamkeit der Versicherung 
von einem Dritten geschädigt wird, und die daraus entstandene 
berechtigte Schadenersatzforderung gegen den Schädiger nicht oder 
nicht voll durchgesetzt werden kann.  

 
(2)  Inhalt und Umfang der versicherten Schadenersatzansprüche richten 

sich nach dem Deckungsumfang der Privathaftpflichtversicherung 
dieses Vertrages. 
 
Daher finden im Rahmen der Forderungsausfalldeckung für die Person 
des Schädigers auch die Risikobeschreibungen und Ausschlüsse 
Anwendung, die für den Versicherungsnehmer gelten.  

  
So besteht insbesondere kein Versicherungsschutz, wenn der 
Schädiger den Schaden im Rahmen seiner beruflichen oder 
gewerblichen Tätigkeit verursacht hat. 

 
  Darüber hinaus besteht jedoch Versicherungsschutz für Schaden-

ersatzansprüche, denen ein vorsätzliches Handeln des Schädigers 
zugrunde liegt und für Schadenersatzansprüche, die aus der 
Eigenschaft des Schädigers als Tierhalter oder –hüter entstanden sind. 
Nicht versichert sind jedoch Ansprüche gegen deliktunfähige Kinder. 

 
25.2 Umfang des Versicherungsschutzes 
 

(1) Versichert sind Personenschäden (Tötung oder Gesundheits-
beeinträchtigung von Menschen) oder Sachschäden (Beschädigung 
oder Vernichtung von Sachen) der versicherten Person, für die der 
Schädiger aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts zum Schadenersatz verpflichtet ist.  

 
(2)  Nicht versichert sind Schäden, die in ursächlichem Zusammenhang mit 

nuklear- und genetischen Schäden, soweit diese nicht auf eine 
medizinische Behandlung zurückzuführen sind, Krieg, Aufruhr, inneren 
Unruhen, Streik, Aussperrung oder Erdbeben stehen. 

 
25.3 Örtlicher Geltungsbereich 
Im Rahmen der Forderungsausfallversicherung und der Spezial 
Schadenersatzrechtsschutz Versicherung besteht Versicherungsschutz in den 
Mitgliedstaaten der EU, Norwegen und der Schweiz. 
 
25.4 Erfolglose Vollstreckung 
 

(1)  Voraussetzung für die Entschädigung ist, dass die versicherte Person 
einen rechtskräftigen vollstreckbaren Titel gegen den Schädiger im 
streitigen Verfahren oder vor einem Notar innerhalb des örtlichen 
Geltungsbereichs erwirkt hat und jede sinnvolle Zwangsvollstreckung 
aus diesem Titel gegen den Schädiger erfolglos geblieben ist. Voll-
streckungsversuche gelten als erfolglos, wenn die versicherte Person 
nachweist, dass  
 
a)  entweder eine Zwangsvollstreckung (Sach-, Immobiliar- oder 

Forderungspfändung) nicht oder nicht zur vollen Befriedigung 
geführt hat; 

 
b)  oder eine selbst teilweise Befriedigung aussichtslos erscheint,    z. 

B. weil der Schädiger in den letzten 3 Jahren die eidesstattliche 
Versicherung abgegeben hat. 

 
25.5 Entschädigung 
Der Versicherer leistet Entschädigung in Höhe des titulierten 
Schadenersatzbetrages im Rahmen der in der Privathaftpflichtversicherung 
vereinbarten Versicherungssumme.  

Die Entschädigung wird nur geleistet gegen Aushändigung des Original-Titels, 
der Original-Vollstreckungsunterlagen und sonstiger Unterlagen, aus denen 
sich ergibt, dass ein Versicherungsfall im Sinne dieser Klausel vorliegt.  
 
Die versicherten Personen sind verpflichtet, ihre Ansprüche gegen den 
Schädiger in Höhe der Entschädigungsleistung an den Versicherer 
abzutreten. 
 
25.6 Subsidiarität 
Der Versicherer leistet keine Entschädigung, soweit für den Schaden eine 
Leistung aus einer für die versicherten Personen bestehenden 
Schadenversicherung beansprucht werden kann oder ein Träger der 
Sozialversicherung oder Sozialhilfe leistungspflichtig ist oder Leistungen 
gemäß den Bestimmungen des Opferentschädigungsgesetzes erbracht 
werden. 
 
 
25.7 Spezial-Schadenersatzrechtsschutz 
 

(1)  Die degenia Versicherungsdienst AG hat für die Versicherten der 
Privaten Haftpflichtversicherung einen Rahmenvertrag über eine 
Spezial-Schadenersatzrechtsschutz-Versicherung mit der Itzehoer 
Versicherung/Brandgilde abgeschlossen. Diesem Rahmenvertrag 
liegen die unten stehenden Bedingungen zugrunde. Der Beitrag für die 
Spezial-Schadenersatzrechtsschutz-Versicherung ist im Beitrag für die 
Private Haftpflichtversicherung enthalten. Im Falle der Beendigung der 
Privaten Haftpflichtversicherung endet auch der Versicherungsschutz 
der Spezial-Schadenersatzrechtsschutz-Versicherung. 

 
a)  Versicherungsnehmer: 

degenia Versicherungsdienst AG 
 
b)  Versicherte Personen: 

Versichert sind der jeweilige Versicherungsnehmer und die 
versicherten Personen einer über die degenia Versicherungs-
dienst AG bestehenden  Privaten Haftpflichtversicherung. 

 
c)  Versicherer: 

Itzehoer Versicherung/Brandgilde     
 von 1691 Versicherungsverein a.G. 

Itzehoer Platz, 25521 Itzehoe, Tel.: +49 4821 773-0 
 

(2)  Hinweis auf die zugrunde liegenden Bedingungen: 
 

a)  Ist die gerichtliche Durchsetzung eines Schadenersatzanspruches 
im Rahmen dieser Ausfalldeckung nicht durch eine anderweitig  
bestehende Rechtsschutzversicherung gedeckt, hält der 
Versicherer eine gerichtliche Durchsetzung nach Prüfung der 
eingereichten Schadenunterlagen für erforderlich, leitet  der 
Versicherer die Unterlagen für eine Deckungsprüfung im 
Schadenersatz-Rechtsschutz unmittelbar an die Itzehoer 
Versicherung/Brandgilde weiter. Itzehoer Versicherung / 
Brandgilde leistet Schadenersatzrechtsschutz gemäß den 
nachfolgenden Bedingungen (subsidiäre Deckung), sofern der 
Streitwert 0 EUR übersteigt. Anspruch auf Rechtsschutz besteht 
von dem ersten Ereignis an, durch das der Schaden verursacht 
wurde, soweit dieses Ereignis nach Vertragsbeginn und vor 
Vertragsbeendigung eintritt.  

 
b)  Erstreckt sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum, ist dessen 

Beginn maßgeblich. Sind für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen mehrere Rechtsschutzfälle ursächlich, ist der erste ent-
scheidend, wobei jedoch jeder Rechtsschutzfall außer Betracht 
bleibt, der länger als ein Jahr vor Beginn des 
Versicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der 
Versicherung eingetreten ist oder, soweit sich der 
Rechtsschutzfall über einen Zeitraum erstreckt, beendet ist. Es 
besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Anspruch auf 
Rechtsschutz erstmals später als zwei Jahre nach Beendigung des 
Versicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der 
Versicherung geltend gemacht wird. 
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(3)  Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten 
 
Rechtsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen 
 
a)  im Zusammenhang mit Erwerb, Veräußerung, Planung, Errichtung 

eines Gebäudes oder Gebäudeteils oder im Zusammenhang mit 
Bergbauschäden; 

 
b)  mehrerer Versicherungsnehmer oder mitversicherter Personen 

desselben Versicherungsvertrages untereinander, nichtehelicher 
und ehelicher Lebenspartner gegeneinander im ursächlichen 
Zusammenhang mit der Lebensgemeinschaft, auch nach deren 
Beendigung; 

 
c)  in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- sowie im 

Baugesetzbuch geregelten Angelegenheiten; 
 
d)  vor Verfassungsgerichten, supranationalen oder internationalen 

Gerichten. 
 
(4)  Leistungsumfang 
 

Der Versicherer trägt die zur Rechtsverfolgung erforderlichen Kosten 
 

a)  eines für den Versicherten tätigen Rechtsanwaltes bis zur Höhe 
der gesetzlichen Vergütung eines am Ort des zuständigen 
Gerichtes ansässigen Rechtsanwaltes;  

 
b)  des Gerichts einschließlich der Entschädigung für Zeugen und 

Sachverständige, die vom Gericht herangezogen werden sowie 
die Kosten des Gerichtsvollziehers; 

 
c)  der Reisen des Versicherten zu einem ausländischen Gericht, 

wenn sein Erscheinen als Partei angeordnet ist, in Höhe von 
maximal 2.600 EUR pro Versicherungsfall; 

 
d)  die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen Inter-

essen entstandenen sind, soweit der Versicherte zu deren 
Erstattung verpflichtet ist; 

 
e)  eines Zwangsvollstreckungsschrittes. 
 
Die Entschädigung ist in jedem Rechtsschutzfall auf 150.000 EUR 
begrenzt. Zahlungen für den Versicherten und mitversicherte 
Personen aufgrund desselben Rechtsschutzfalles werden hierbei 
zusammengerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen aufgrund mehrerer 
Rechtsschutzfälle, die zeitlich und ursächlich zusammenhängen.  
 
Der Versicherer trägt nicht  
 
 Kosten, die im Zusammenhang mit einer einverständlichen 

Erledigung entstanden sind, soweit sie nicht dem Verhältnis des 
vom Versicherten angestrebten Ergebnisses zum erzielten 
Ergebnis entsprechen, es sei denn, dass eine hiervon 
abweichende Kostenverteilung gesetzlich vorgeschrieben ist; 

 
 Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die 

später als ein Jahr nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels 
eingeleitet werden; 

 
 Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspflicht 

übernommen hat; 
 
 Kosten, die aufgrund der vierten oder jeder weiteren Zwangsvoll-

streckungsmaßnahme je Vollstreckungstitel entstehen; 
 
 Kosten, zu deren Übernahme ein anderer Rechtsschutzversicherer 

verpflichtet wäre, wenn der Spezial- Schadenersatz-Rechtsschutz-
vertrag nicht bestünde.  

 
Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall höchstens die ver-
einbarte Versicherungssumme. Zahlungen für die versicherte Person 

aufgrund desselben Rechtsschutzfalles werden hierbei zusammen-
gerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen aufgrund mehrerer Rechts-
schutzfälle, die zeitlich und ursächlich zusammenhängen.  
 
Bei Auslandsbezug sorgt der Versicherer für 
 
a)  die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen 

Interessen des Versicherungsnehmers notwendigen schriftlichen 
Unterlagen und trägt die dabei anfallenden Kosten; 

 
b)  die Bestellung eines für die Wahrnehmung der rechtlichen Inter-

essen des Versicherten erforderlichen Dolmetschers und trägt die 
für dessen Tätigkeit entstehenden Kosten.  

 
(5)  Verhalten nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles 

 
Der Versicherte hat 
 
a)  mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragten Rechts-

anwalt vollständig über die Sachlage zu unterrichten, ihm die Be-
weismittel anzugeben, die möglichen Auskünfte zu erteilen und 
die notwendigen Unterlagen zu beschaffen; 

 
b)  soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden, 
 

aa)  vor Erhebung von Klagen oder Einlegung von Rechtsmitteln 
die Zustimmung des Versicherers einzuholen; 

 
bb)  alles zu vermeiden, was die unnötige Erhöhung von Kosten 

oder die Erschwerung ihrer Erstattung verursachen könnte. 
 
c)  Ansprüche des Versicherten gegen Dritte auf Erstattung von 

Kosten, die der Versicherer getragen hat, gehen mit ihrer 
Erstattung auf den Versicherer über. Die für die Geltendmachung 
der Ansprüche notwendigen Unterlagen hat der Versicherte 
auszuhändigen und bei dessen Maßnahmen auf Verlangen 
mitzuwirken.  

 
d)  Verletzt der Versicherte diese Pflichten, kann der Versicherer von 

der Verpflichtung zur Leistung frei werden, es sei denn, die 
Verletzung beruhte weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässig-
keit. Bei vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Verletzung bleibt der 
Versicherer insoweit verpflichtet, als die Verletzung Einfluss 
weder auf die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch auf die 
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistungen gehabt hat.  

 
e)  Der Versicherer bestätigt dem Versicherten den Umfang des für 

den Rechtsschutzfall bestehenden Versicherungsschutzes. 
Ergreift der Versicherte Maßnahmen zur Wahrnehmung seiner 
rechtlichen Interessen, bevor der Versicherer den Umfang des 
Rechtsschutzes bestätigt, und entstehen durch solche 
Maßnahmen Kosten, trägt der Versicherer nur die Kosten, die er 
bei einer Rechtsschutzbestätigung vor Einleitung dieser 
Maßnahmen zu tragen hätte. 

 
(6)  Stichentscheid 
 
a)  Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, 
 
aa)  weil der durch die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen 

voraussichtlich entstehende Kostenaufwand unter Berücksichtigung 
der berechtigten Belange der Versichertengemeinschaft in einem 
groben Missverhältnis zum angestrebten Erfolg steht oder 

 
bb)  weil im Schadenersatz-Rechtsschutz die Wahrnehmung der recht-

lichen Interessen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat, 
 

ist dies der versicherten Person unverzüglich unter Angabe der Gründe 
schriftlich mitzuteilen. 

 
b) Hat der Versicherer seine Leistungspflicht gemäß Ziffer a) verneint und 

stimmt die versicherte Person der Auffassung des Versicherers nicht 
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zu, kann er den für ihn tätigen oder von ihm noch zu beauftragenden 
Rechtsanwalt auf Kosten des Versicherers veranlassen, diesem 
gegenüber eine begründete Stellungnahme abzugeben, ob die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen in einem angemessenen 
Verhältnis zum angestrebten Erfolg steht und hinreichende Aussichten 
auf Erfolg verspricht. Die Entscheidung ist für beide Teile bindend, es 
sei denn, dass sie offenbar von der wirklichen Sach- oder Rechtslage 
erheblich abweicht.  

 
c)  Der Versicherer kann der versicherten Person eine Frist von 

mindestens einem Monat setzen, binnen der der Versicherungs-
nehmer den Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß über die 
Sachlage zu unterrichten und die Beweismittel anzugeben hat, damit 
dieser die Stellungnahme gemäß Ziffer b) abgeben kann. Kommt die 
versicherte Person dieser Verpflichtung nicht innerhalb der vom 
Versicherer gesetzten Frist nach, entfällt der Versicherungsschutz. Der 
Versicherer ist verpflichtet, die versicherte Person ausdrücklich auf die 
mit dem Fristablauf verbundene Rechtsfolge hinzuweisen. 

 
25.8 Ausschlussfrist 
Alle Ansprüche aus dieser Ausfalldeckung mit subsidiärem 
Schadenersatzrechtschutz verfallen, wenn sie nicht binnen 2 Jahren ab dem 
Versicherungsfall beim Versicherer in Textform angemeldet worden sind. Im 
Übrigen gelten die AHB sowie die Besonderen Bedingungen zur 
Privathaftpflichtversicherung. 
 
26. Selbstständige nebenberufliche Tätigkeiten 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus einer allein ausgeübten 
selbständigen Nebentätigkeit bis zu einem Gesamtumsatz von maximal  
6.000 EUR im Versicherungsjahr, sofern hierfür kein Versicherungsschutz 
durch eine andere Haftpflichtversicherung besteht. 
 
Hierbei muss es sich um eine der folgenden nebenberuflichen Tätigkeiten 
handeln: 
 
Vertrieb von Kosmetika (ohne Herstellung), Kerzen, Schmuck, Souvenirs, 
Dessous, Geschirr, Kochgeräten, Haushaltsreinigungsmittel,-waren,-geräten, 
Mitwirkung an Karnevalsveranstaltungen, Alleinunterhalter, Übersetzer, 
Daten und Texterfassung, Nachhilfe, Kunsthandwerker, Töpfer, Nachhilfe- 
und Musikunterricht, Fitnesskurse, Verkauf auf Flohmärkten und Basaren, 
Botendienst, Markt- und Meinungsforschung, Warenhandel, Handarbeiten, 
Tierbetreuung. 
 
Treffen die oben aufgeführten Tätigkeiten nicht oder nicht mehr zu, besteht 
kein Versicherungsschutz für die nebenberufliche Tätigkeit. Die 
Bestimmungen in § 3.1 (2) und (3) AHB (Erhöhungen und Erweiterungen des 
versicherten Risikos) und § 4 AHB (Vorsorgeversicherung) finden keine 
Anwendung. 
 
Der Versicherer ist von jeglicher Leistung frei, wenn der jährliche 
Gesamtumsatz  6.000 EUR übersteigt und/oder der Versicherungsnehmer 
oder mitversicherte Personen eine Betriebsstätte, die im Zusammenhang mit 
der nebenberuflichen Tätigkeit steht, besitzen. Das häusliche Arbeitszimmer 
oder das Lager in der Wohnung oder auf dem Grundstück gefährden den 
Versicherungsschutz nicht. 
 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
 
 aus Vermögensschäden; 

 
 wegen Schäden an Kommissionsware; 

 
 wegen Schäden durch den Gebrauch von Kraftfahrzeugen oder 

Kraftfahrzeuganhänger; 
 

 aus Besitz und Betrieb von Anlagen zur Lagerung und/oder Beförderung 
von gewässerschädlichen Stoffen sowie das Abwasseranlagen- und 
Einwirkungsrisiko 

 
27. Be- und Entladeschäden von Kfz 
Versichert ist – abweichend von IV. 4. BBR – die gesetzliche Haftpflicht als 
privater Eigentümer, Besitzer, Halter, Führer eines Kfz oder Anhängers wegen 

Schäden, die Dritten beim Be- und Entladen des Pkws oder Anhängers 
zugefügt werden. Gleiches gilt für manuelle Reinigungs- und Pflegearbeiten. 
 
Schäden am selbst gebrauchten Kfz oder Anhänger bleiben ausgeschlossen. 
Dem VN steht es frei einen Schaden von der zuständigen Kfz-
Haftpflichtversicherung regulieren zu lassen. In diesem Fall entfällt der 
Versicherungsschutz aus diesem Vertrag. 
 
Die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall beträgt 2.500 EUR.  
 
28. Betankungsschäden an geliehenen oder gemieteten Kraftfahrzeugen 
Mitversichert ist – abweichend von Ziffer 12 und Ziffer 21 BBR – die 
gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, die an fremden geliehenen oder 
gemieteten Kraftfahrzeugen durch versehentliche Betankung mit für das 
Fahrzeug nicht geeigneten Kraftstoffen entstehen. 
 
Es besteht kein Versicherungsschutz für Fahrzeuge, die dem VN oder einer 
mitversicherten Person zum dauerhaften oder regelmäßigen Gebrauch 
überlassen wurden. 
 
Die Höchstersatzleistung des Versicherers ist im Rahmen der in diesem 
Vertrag vereinbarten Versicherungssumme auf 1.000 EUR je Schadenereignis 
begrenzt. 
 
29. Kfz-Haftpflicht Rabattrückstufung bei geliehenen oder (von 
Privatpersonen) gemieteten Kraftfahrzeugen 
 
29.1 Mitversichert ist – abweichend von Ziffer 12 und 21 BBR – der Schaden 
im Umfang von Ziffer 29.2 BBR, wenn eine versicherte Person beim erlaubten 
Gebrauch eines Kraftfahrzeuges, das von einem Dritten geliehen oder 
gemietet (von Privatpersonen) wird, einen Haftpflichtschaden verursacht. 
 
Als Kraftfahrzeuge gelten: 
 
a)  Personenkraftwagen, 
 
b)  Krafträder, Quads, Trikes, Klein- und Leichtkrafträder, 
 
c)  Wohnmobile bis 4 t zulässiges Gesamtgewicht, 
 
soweit sie nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförderung von nicht mehr 
als 9 Personen (einschließlich Fahrer) bestimmt sind. 
 
29.2 Erstattet wird der durch die Rückstufung des Schadenfreiheitsrabattes 
in der Kfz-Haftpflichtversicherung entstehende Vermögensschaden.  
 
Die Entschädigung ist auf den Mehrbeitrag des ersten Jahres begrenzt, wie 
sie sich aus den für die betreffende Kfz-Haftpflichtversicherung gültigen 
Tarifbestimmungen ergibt. Mehr als die vom Kfz-Haftpflichtversicherer 
erbrachte Entschädigungsleistung wird jedoch nicht ersetzt. 
 
Voraussetzung für die Entschädigung ist ein Regulierungsnachweis des Kfz-
Haftpflichtversicherers, welchem die Rückstufung des Schadenfreiheits-
rabattes in der Kfz-Haftpflichtversicherung entnommen werden kann. 
Es besteht kein Versicherungsschutz für Fahrzeuge, die dem VN oder einer 
mitversicherten Person zum dauerhaften oder regelmäßigen Gebrauch 
überlassen wurden. 
 
30. Vollkasko Rabattrückstufung bei geliehenen oder (von Privatpersonen) 
gemieteten Kraftfahrzeugen 
 
30.1 Beschädigt eine versicherte Person ein vollkaskoversichertes 
Kraftfahrzeug durch den erlaubten Gebrauch dieses Kraftfahrzeuges, besteht 
abweichend von Ziffer 12 und 21 BBR Versicherungsschutz im Umfang von 
Ziffer 30.2 BBR. 
 
Als Kraftfahrzeuge gelten: 
 
a)  Personenkraftwagen, 
 
b)  Krafträder, Quads, Trikes, Klein- und Leichtkrafträder, 
 
c)  Wohnmobile bis 4 t zulässiges Gesamtgewicht, 
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soweit sie nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförderung von nicht mehr 
als 9 Personen (einschließlich Fahrer) bestimmt sind. 
 
Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass das Fahrzeug dem 
Versicherten von einem Dritten geliehen oder vermietet (von 
Privatpersonen) wurde. 
 
Es besteht kein Versicherungsschutz für Fahrzeuge, die dem VN oder einer 
mitversicherten Person zum dauerhaften oder regelmäßigen Gebrauch 
überlassen wurden. 
 
30.2 Erstattet wird der durch die Rückstufung des Schadenfreiheitsrabattes 
in der Kaskoversicherung entstehende Vermögensschaden.  
 
Die Entschädigung ist auf den Mehrbeitrag des ersten Jahres begrenzt, wie 
sie sich aus den für die betreffende Kaskoversicherung gültigen 
Tarifbestimmungen ergibt. Mehr als die vom Kaskoversicherer erbrachte 
Entschädigungsleistung wird jedoch nicht ersetzt. 
 
31. Mallorca-Deckung 
 
(1)  Mitversichert ist – abweichend von Abschnitt III.12. und IV.4. BBR der 

besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen – die gesetzliche 
Haftpflicht als Fahrer eines auf einer Reise im Ausland von einem 
gewerbsmäßigen Vermieter als Selbstfahrervermietfahrzeug (oder 
vergleichbarer Regelungen im jeweiligen Ausland) angemieteten, 
versicherungspflichtigen Kraftfahrzeug im Sinne der folgenden Ziffer (2) 
wegen Schäden, die auf einer Reise im europäischen Ausland 
(einschließlich Kanarische Inseln) oder in Anliegerstaaten des 
Mittelmeeres entstehen, soweit nicht oder nicht ausreichend aus einer 
für das Fahrzeug abgeschlossenen Haftpflichtversicherung Deckung 
besteht. 

  
Eine Anmietung von Deutschland aus vor Reiseantritt ist der Miete vor 
Ort gleich gestellt.  

 
 Kein Versicherungsschutz besteht für die Haftpflicht wegen 

Beschädigung, Vernichtung oder Abhandenkommen der Fahrzeuge 
sowie generell für sogenanntes Carsharing (gewerblich und privat). 

 
(2)  Kraftfahrzeuge im Sinne der vorstehenden (1) sind 

 
a)  Personenkraftwagen, 
 
b)  Krafträder, Quads, Trikes, Klein- und Leichtkrafträder, 
 
c)  Wohnmobile bis 4 t zulässiges Gesamtgewicht, 
 
soweit sie nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförderung von nicht 
mehr als 9 Personen (einschließlich Fahrer) bestimmt sind. 

 
(3)  Für diese Miet-Kfz gelten nicht die Ausschlüsse die in § 3.1 (2) AHB und 

§ 4.3 (1) AHB. Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
wenn der Fahrer eines Kfz beim Eintritt des Versicherungsfalles 

 
a)  das Fahrzeug unberechtigt geführt hat 
 
b)  nicht die behördlich vorgeschriebene Fahrerlaubnis hatte 
 
c)  oder er infolge Genusses alkoholischer Getränke oder anderer 

berauschender Mittel nicht in der Lage war, das Fahrzeug sicher zu 
führen. 

 
(4)  Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem bestehenden 

Kfz-Haftpflichtversicherungsvertrag oder einem anderen 
Versicherungsvertrag, so gilt der Versicherungsschutz dieser 
Versicherung nur im Anschluss an die andere Versicherung. 

 
(5) Versichert ist – in Ergänzung von § 2.1 und 2.2 AHB und abweichend von 

§ 7.6 AHB sowie III. 3. dieser BBR – die gesetzliche Haftpflicht aus der 
Beschädigung oder dem Abhandenkommen von überlassenen 
Schlüsseln zu den vorgenannten versicherten Kfz. 

 

32. Dem Arbeitgeber oder Arbeitskollegen zugefügte Sachschäden 
Versichert ist – abweichend von § 7.7 AHB und I. bzw. IV.1.a) BBR– die 
gesetzliche Haftpflicht aus einer nicht selbstständigen Tätigkeit wegen 
Sachschäden gegenüber dem Arbeitgeber, Arbeitskollegen und sonstiger 
fremden Dritten und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden 
aufgrund betrieblich und arbeitsvertraglich veranlasster Tätigkeiten. 
Gegenüber sonstigen fremden Dritten gilt dies auch für Personenschäden. 
 
Besteht für den Versicherten Versicherungsschutz über einen anderen 
Vertrag (z.B. eine Betriebs-Haftpflichtversicherung) entfällt der 
Versicherungsschutz aus diesem Vertrag. 
 
Die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall beträgt 1.000 EUR. 
 
Diese Höchstleistung gilt nicht für Kosten für die Kosten für die Abwehr von 
unberechtigten Ansprüchen nach § 5.1 AHB. Hierfür gilt die vereinbarte 
Deckungssumme. 
 
Ausgeschlossen sind Regressansprüche von Sozialversicherungsträgern, 
Sozialhilfeträgern, privaten Krankenversicherern und Arbeitgebern. 
 
33. Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit 
Wird der Versicherungsnehmer während der Vertragsdauer arbeitslos, kann 
der Vertrag vorübergehend beitragsfrei gestellt werden. 
 
33.1 Voraussetzung für die Leistung 
 
33.1.1 Der Versicherungsnehmer hat zum Zeitpunkt des Versicherungs-
beginns das 50. Lebensjahr und bei Eintritt der Arbeitslosigkeit das  
60. Lebensjahr noch nicht vollendet. 
 
33.1.2 Der Versicherungsnehmer ist unmittelbar vor Eintritt der Arbeits-
losigkeit mindestens 24 Monate beim gleichen Arbeitgeber ununterbrochen 
beschäftigt gewesen und das Arbeitsverhältnis 
 

 war unbefristet und ungekündigt und  
 
 unterlag dem deutschen Arbeitsrecht und der Beitragspflicht zur 

Bundesanstalt für Arbeit und 
 
 die wöchentliche Arbeitszeit während der letzten 24 Monate betrug 

mindestens 30 Stunden. 
 
33.1.3 Ein Anspruch auf Beitragsbefreiung besteht nur, wenn  
 

 das Arbeitsverhältnis weder durch fristlose Kündigung des Arbeit-
gebers, durch eine Kündigung des Arbeitnehmers oder durch 
Aufhebung im gegenseitigen  Einvernehmen beendet worden ist; 

 
 der Versicherungsnehmer sich bei der zuständigen Stelle der 

Bundesanstalt für Arbeit als arbeitslos gemeldet hat; 
 
 der letzte, vor Eintritt der Arbeitslosigkeit fällige Beitrag zu dieser 

Privatschutzversicherung bezahlt wurde und auch sonst keine 
Beitragsrückstände vorhanden sind. 

 
33.2 Wartezeit 
Kein Anspruch auf Beitragsbefreiung besteht, wenn der auslösende Grund 
der Arbeitslosigkeit (Kündigung oder Insolvenz) innerhalb der ersten drei 
Monate nach Versicherungsbeginn eingetreten ist. 
 
33.3 Pflichten des Versicherungsnehmers 
 

 Der Anspruch auf Beitragsbefreiung ist unverzüglich geltend zu 
machen. 

 
 Eintritt und Dauer der Arbeitslosigkeit ist durch eine Bescheinigung 

der Bundesagentur für Arbeit nachzuweisen. 
 
 Das Ende der Arbeitslosigkeit ist unverzüglich anzuzeigen. 
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33.4 Dauer der Leistung 
Sind alle Voraussetzungen erfüllt, wird die Privathaftpflichtversicherung 
beitragsfrei gestellt.  
 
33.4.1 Die Beitragsbefreiung beginnt mit der Beitragsfälligkeit, die dem 
Zeitpunkt des Eintritts der Arbeitslosigkeit folgt und endet mit dem Tag der 
Aufnahme eines neuen Arbeitsverhältnisses spätestens nach Ablauf von 12 
Monaten. 
 
33.4.2 Eine Änderung des Versicherungsschutzes in der beitragsfreien Zeit ist 
nicht möglich. Nach Beendigung der Beitragsbefreiung wird der Vertrag 
unverändert, jedoch beitragspflichtig weitergeführt. 
 
33.4.3 Wird der Versicherungsnehmer während der Vertragsdauer erneut 
arbeitslos, müssen für eine Beitragsbefreiung die Voraussetzungen gemäß 
Ziffer 33.1 und 33.3 erneut erfüllt sein. 
 
Während des Bestehens der Privathaftpflichtversicherung ist eine Beitrags-
befreiung insgesamt für höchstens 12 Monate möglich. 
 
34. Abweichungen gegenüber den Musterbedingungen bzw. der 
Tarifstruktur IX des GDV  
Die degenia Versicherungsdienst AG garantiert, dass die dieser Privat-
Haftpflichtversicherung zugrunde liegenden Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und Besonderen 
Bedingungen zur Privat-Haftpflicht ausschließlich zum Vorteil der 
Versicherungsnehmer von den durch den Gesamtverband der 
Versicherungswirtschaft (GDV) empfohlenen Bedingungen – Stand                   
April  2016 – abweichen. 
 
35. Mindeststandards Arbeitskreis Beratungsprozesse 
Wir  garantieren  Ihnen,  dass  unsere  Bedingungen  die  Mindeststandards 
des Arbeitskreises Beratungsprozesse vom September 2015 erfüllen. 
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IV. Was ist nicht Versichert 
 
Neben den Ausschlüssen der AHB und bei den einzelnen Abschnitten dieser BBR beschriebenen Ausschlüssen ist nicht versichert die gesetzliche Haftpflicht 

 
1. a)  aus der Ausübung eines Betriebes, Berufes, Dienstes, Amtes (auch öffentlichen Ehrenamtes), 
 
 b)  aus einer verantwortlichen Betätigung in Vereinigungen aller Art, 
 
 c) aus einer ungewöhnlichen und gefährlichen Handlung sowie aus einer jagdlichen Betätigung,  
  soweit nicht in III. 8. oder 9. BBR etwas anderes vereinbart ist. 
 
2. als Haus- und Grundbesitzer oder –eigentümer sowie als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten, soweit nicht in III 1. Oder 2. BBR nicht etwas 

anderes vereinbart ist. 
 
3. als Halter oder Hüter von Tieren gleichgültig welcher  Rechtsnorm ein Anspruch geltend gemacht wird, soweit nicht in III. 11. BBR etwas anderes 

vereinbart ist. 
 
4. als Eigentümer, Besitzer, Halter oder Führer eines Kraft-, Luft-, Wasserfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhängers wegen, Schäden die durch den 

Gebrauch des Fahrzeugs oder Anhängers verursacht werden, soweit nicht in III. 12. BBR etwas anderes vereinbart ist. 
 
5. aus dem Eigentum, Besitz oder Gebrauch von Waffen, Munition und Geschossen, soweit nicht in III. 14. BBR etwas anderes vereinbart ist. 

 
 

V. Besondere Vertragsformen 
 
1. Partnerversicherung (sofern Vereinbart) 
Abweichend von II. 1. a) BBR gilt: 
 
 Versichert ist der Lebensgefährte des VN sowie dessen Kinder (für die Kinder gelten die Regelungen nach II. 1. b)), sofern diese Person 
 
 durch Antrag benannt ist 
 in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer lebt und 
 bei ihm amtlich gemeldet ist und 
 keine eigene Privat-Haftpflichtversicherung besitzt und 
 beide Partner unverheiratet sind und nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft* leben; 

 
Ausgeschlossen sind gegenseitige Haftpflichtansprüche der Partner und deren mitversicherten Angehörigen untereinander.  
 
Mitversichert sind jedoch gesetzliche Regressansprüche aus übergegangenem Recht von Sozialversicherungsträgern, Sozialhilfeträgern, privaten 
Krankenversicherern, privaten und öffentlichen Arbeitgebern wegen Personenschäden. 
 
Die Mitversicherung für den Partner und dessen Kinder, die nicht auch Kinder des VN, endet mit der Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft zwischen dem 
VN und dem Partner. 
 
Im Falle des Todes des VN gilt für den überlebenden Partner und dessen Kinder die Fortsetzungsklausel II. 3. BBR sinngemäß. 
 
2. Selbstbeteiligung: 
Bei der Vereinbarung einer Selbstbeteiligung je Schaden gilt: 
 
Die Selbstbeteiligung 
 

a) richtet sich nach der im Antrag festgelegten Höhe der Selbstbeteiligung je Schaden, 
 

b) wird bei jedem Schaden nur einmal abgezogen, 
 

c) gilt nicht für Kosten für die Abwehr von unberechtigten Ansprüchen nach § 5.1 AHB. 
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VI Besondere Klauseln und Vereinbarungen „degenia“ 
 
Innovationsklausel/Bedingungsverbesserungen 
Wird das dem Vertrag zugrundeliegende Bedingungswerk zur Privathaftpflichtversicherung Kopter-Profi T18 (Allgemeine Versicherungsbedingungen, 
Besondere Bedingungen, Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen, Zusatzbedingungen und Klauseln und die Leistungsbeschreibung zum 
Versicherungsschutz) für Neuverträge vom Versicherer geändert, so gilt das neue Bedingungswerk unter folgenden Voraussetzungen automatisch auch für 
den bestehenden Vertrag: 
 
 das neue Bedingungswerk enthält im Vergleich zum zugrundeliegenden Bedingungswerk ausschließlich Leistungsverbesserungen (das kann z.B. eine 

Erweiterung des Versicherungsschutzes oder der Wegfall eines Ausschlussgrundes oder einer Obliegenheit sein)  
 
  und 
 
 die im neuen Bedingungswerk enthaltenen Leistungsverbesserungen führen für Neuverträge im Vergleich zum bestehenden Vertrag nicht zu einer 

nachteiligen Änderung der Tarifierungskriterien oder Berechnungsgrundlage.  
 

Das neue Bedingungswerk findet auf den bestehenden Vertrag ab Beginn der nächsten Versicherungsperiode Anwendung, die auf den Zeitpunkt folgt, zu dem 
der Versicherer das neue Bedingungswerk für Neuverträge verwendet. 
 
Wechsel des Versicherers 
Die degenia Versicherungsdienst AG ist berechtigt, jederzeit, ohne Zustimmung des Versicherungsnehmers zur nächsten Hauptfälligkeit des 
Versicherungsvertrages, den Versicherer zu wechseln. Dies ist jedoch nur möglich, bei gleichbleibendem Versicherungsschutz und bei gleichbleibender Prämie 
/ gleichbleibendem Prämiensatz. 
Der Wechsel des Versicherers ist dem Versicherungsnehmer spätestens innerhalb von 4 Wochen nach erfolgtem Wechsel, mitzuteilen. Der Wechsel des 
Versicherers eröffnet dem Versicherungsnehmer ein außerordentliches Kündigungsrecht. 
 
Beitragsanpassung 
In Erweiterung der §  15 AHB  ist die degenia Versicherungsdienst AG in Rücksprache mit dem Versicherer berechtigt, die vertraglich vereinbarten Beiträge für 
Versicherungsverträge mit gleichen Tarifmerkmalen und gleichem Deckungsumfang anzupassen, wenn die Schadenaufwendungen und Kosten eines 
Geschäftsjahres die Beitragseinnahmen ohne Versicherungssteuer, jeweils bezogen auf diese Verträge, überschreiten. Die anerkannten Grundsätze der 
Versicherungsmathematik und der Versicherungstechnik sind anzuwenden. 
 
Die Anpassung tritt jeweils für Verträge mit Beginn des nächsten Versicherungsjahres in Kraft. Die degenia Versicherungsdienst AG teilt dem 
Versicherungsnehmer die Anpassung der Beiträge spätestens einen Monat vor Fälligkeit des Beitrages schriftlich mit. 
  
Der Versicherungsnehmer ist über sein Kündigungsrecht zu belehren:  
Erhöht die degenia Versicherungsdienst AG die Beiträge, kann der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung mit sofortiger 
Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Beitragserhöhung, den Versicherungsvertrag kündigen 
 
Mindeststandards Arbeitskreis Beratungsprozesse 
Wir garantieren Ihnen, dass unsere Bedingungen die Mindeststandards des Arbeitskreises Beratungsprozesse vom September 2015 erfüllen. 
 
Kündigung bei Wohnsitzverlegung ins Ausland 
Bei einer endgültigen Wohnsitzverlegung ins Ausland - ohne Beibehaltung eines Wohnsitzes im Inland - kann das Versicherungsverhältnis gekündigt werden. 
 
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang bei der degenia Versicherungsdienst AG wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden 
Versicherungsperiode, wirksam wird. 
 
Eine Kündigung der degenia Versicherungsdienst AG wird einen Monat nach ihrem Zugang wirksam. 
 
Vollmachten der degenia Versicherungsdienst AG 
 Die Firma degenia Versicherungsdienst AG (im Folgenden degenia genannt) führt die gesamte Vertragsverwaltung für die jeweiligen Versicherer durch. 
 degenia ist bevollmächtigt, vertraglich obliegende Anzeigen, Willenserklärungen, Schadenanzeigen und Prämien in Empfang zu nehmen sowie 

ausstehende Prämien einzufordern und den dazu gehörigen Schriftverkehr zu führen und Willenserklärungen jeglicher Art (z.B. Rücktritt, Kündigung, 
Anfechtung) abzugeben. Prämien gelten als beim Versicherer eingegangen, wenn sie bei degenia eingegangen sind. 

 degenia ist von den Versicherern beauftragt gegenüber den Versicherungsnehmern und den betreuenden Vermittlern die Annahme oder Ablehnung 
von Anträgen zu erklären. 

 Hat der Versicherungsnehmer seine Anschrift geändert, die Änderung aber der degenia nicht mitgeteilt, so genügt für eine Willenserklärung, die dem 
Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte der degenia bekannte Anschrift. Die 
Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt auch entsprechend für den Fall einer Änderung des Namens des 
Versicherungsnehmers. 
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VII Kopter-Profi-Klausel (Stand 04/2018)  

 
Ergänzend zu (BBR) Kopter-Profi T18 III 12. g) gilt:  
 
1. Versicherungsschutz besteht für alle Drohnen/Kopter, unbemannte Ballone und sonstige privat genutzte unbemannte Flugmodelle,  
 

 die sich im Besitz des Versicherungsnehmers oder der mitversicherten Personen befinden   
 deren private Nutzung dem Zwecke des Sports oder der Freizeitgestaltung dient  
 deren Betrieb unter den Bedingungen und innerhalb der Betriebsgrenzen des Herstellers erfolgt 
 deren Startgewicht 5 kg nicht übersteigt  
 mit und ohne Motor oder Treibsätze  
 unabhängig davon, ob diese Modelle der Versicherungspflicht unterliegen  
 auch wenn der Start nicht vom Gelände eines Modellflugplatzes erfolgt  
 bei Flügen innerhalb und außerhalb von Gebäuden  

  
2. Versicherungsschutz besteht für alle mitversicherten Personen in ihrer Eigenschaft als Eigentümer, Besitzer, Halter oder Führer eines Luftfahrzeugs 
(Drohne/Kopter) sowie mitversicherte Kinder ab 16 Jahren. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aller Personen, die mit Wissen und Willen des Halters 
an der Führung und Bedienung der Flugmodelle, Ballone und Drachen beteiligt sind, einschließlich der Personen, die berechtigt sind, die zugehörigen 
Fernsteuerungsanlagen zu bedienen. 
 
3. Kein Versicherungsschutz besteht  
 

 für die gleichzeitige Nutzung von mehr als drei Flugmodellen (nach §12 g) BBR) 
 

 für Einsätze, die eine Aufstiegsgenehmigung der zuständigen Landesluftfahrtbehörde erfordern 
 

 für militärische oder polizeiliche Einsätze sowie für den Einsatz mit Waffen  
 

 für den Betrieb außerhalb der Sichtweite des Steuerers  
 
Der Betrieb erfolgt außerhalb der Sichtweite des Steuerers, wenn der Steuerer das unbemannte Flugmodell ohne besondere optische Hilfsmittel 
nicht mehr sehen oder seine Fluglage nicht mehr eindeutig erkennen kann. 
 
Als nicht außerhalb der Sichtweichte des Steuerers gilt der Betrieb eines unbemannten Flugmodells mithilfe eines visuellen Ausgabegeräts, 
insbesondere einer Videobrille, wenn dieser Betrieb unterhalb von 30 Metern erfolgt und 

 
a) das Startgewicht des Flugmodells nicht mehr als 0,25 Kilogramm beträgt, oder wenn 
b) der Steuerer von einer anderen Person, die das Flugmodell ständig in Sichtweite hat und die den Luftraum beobachtet, unmittelbar auf 

auftretende Gefahren hingewiesen werden kann. 
 

 bei automatisch-autonomem Betrieb 
Versicherungsschutz besteht jedoch sofern der Steuerer jederzeit mit Hilfe der Funkfernsteuerung manuell und in Echtzeit eingreifen kann. 
  

 wegen der Verletzung von Persönlichkeits-, Namens- oder Urheberrechten, gewerblichen Schutzrechten, Datenschutzrechten sowie 
Eigentumsrechtsverletzungen ohne Sachbeschädigung  

  
4. Gesetzliche und behördliche Auflagen, Verordnungen sowie Nebenbestimmungen sind einzuhalten. Insbesondere muss beim Betrieb ein ausreichender 
Sicherheitsabstand zu Hochspannungsleitungen und anderen Hindernissen sowie Einsatzorten von Polizei und Rettungskräften, Krankenhäusern, Anlagen und 
Einrichtungen wie JVAs oder Industrieanlagen, oberste und obere Bundes- oder Landesbehörden, Naturschutzgebieten, öffentlichen Straßen, Plätzen, 
Schienenwegen, Menschenansammlungen und Wohngrundstücken (wenn das Startgewicht des Flugmodells mehr als 0,25 kg beträgt oder das Flugmodell 
oder seine Ausrüstung in der Lage sind, optische, akustische oder Funksignale zu empfangen, zu übertragen oder aufzuzeichnen. Ausnahme: Der durch den 
Betrieb über dem jeweiligen Wohngrundstück in seinen Rechten Betroffene stimmt dem Überflug ausdrücklich zu.) eingehalten werden. 
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VIII Besondere Bedingungen zur Differenzdeckung 
(Stand 07/2017) 

 

 
Bedingungsdifferenzdeckung für die Privathaftpflichtversicherung (sofern gesondert Vereinbart) 
 
Wurde Versicherungsschutz für Risiken beantragt, für die noch bei einem anderen Versicherer ein gültiger Versicherungsvertrag besteht, so gilt der zukünftige 
Versicherungsvertrag  unter folgenden Voraussetzungen und Bedingungen bereits vor Vertragsbeginn, frühestens ab Eingang des Antrags bei der degenia 
Versicherungsdienst AG. 
 
1.  Soweit der Versicherungsschutz dieses Vertrags über den der anderen bestehenden Versicherungen hinausgeht (Differenzdeckung), besteht 

Versicherungsschutz bis zum jeweiligen Ablauf der anderen Versicherungen, maximal für 15 Monate seit Antragstellung. 
 

a)  Eine Leistung aus der Bedingungsdifferenzdeckung erfolgt im Anschluss an die andere bestehende Versicherung. Deckung aus bestehenden 
Versicherungen geht ausnahmslos dem Versicherungsschutz aus dem zukünftig bestehenden Vertrag vor. 

 
b) Die in dem zukünftig bestehenden Vertrag vereinbarten Höchstentschädigungssummen, Deckungssummen, Selbstbeteiligungen und 

Versicherungsbedingungen bilden den Rahmen für gleichartige Leistungen aus allen Versicherungsverträgen zusammen für die Berechnung dieser 
Differenzdeckung. 

 
c)  Eine seit der Beantragung des zukünftigen Vertrages vorgenommene Änderung bestehender Versicherungen bewirkt keine Erweiterung der 

Differenzdeckung. 
 
d)  Leistet der Versicherer aus einer anderen Versicherung nicht, weil der Versicherungsnehmer mit der Zahlung des Beitrages im Verzug war oder eine 

Obliegenheit verletzt wurde, so wird dadurch der Umfang der Bedingungsdifferenzdeckung nicht vergrößert. 
 
2.  Kein Versicherungsschutz besteht ausdrücklich für folgende Sachverhalte, die über den Inhalt der Bedingungsdifferenzdeckung hinausgehen: 
 

a)  in der Haftpflichtversicherung soweit die Risiken im Rahmen der noch bestehenden Versicherung über die Bestimmungen zur Vorsorgeversicherung 
oder der Bestimmungen über Erhöhung- und Erweiterung des versicherten Risikos erfasst sind. 
Dies gilt insbesondere in der Privathaftpflichtversicherung für Änderungen der der anderen Versicherung zugrunde liegenden Vertragsform (z.B. Single- 
oder Partnerversicherung). 

 
3.  Der Versicherungsschutz für die Bedingungsdifferenzdeckung gilt längstens für 15 Monate ab Antragstellung und endet automatisch mit dem Beginn des 

zukünftig bestehenden Vertrages. Der Versicherungsschutz entfällt rückwirkend zum Zeitpunkt der Antragstellung, wenn der Vertrag nicht zustande 
kommt. Beide Vertragsparteien haben das Recht, die Differenzdeckung mit Frist von einem Monat zu kündigen. 

 
4.  Bei Eintritt eines Versicherungsfalles hat der Versicherungsnehmer unverzüglich 
 

a)  den Versicherungsfall der degenia anzuzeigen, sofern bereits für den Versicherungsnehmer erkennbar ist, dass der andere Versicherer nicht oder 
teilweise leistet, 

 
b)  den Versicherungsfall der degenia spätestens dann anzuzeigen, wenn der andere Versicherer den Versicherungsschutz ganz oder teilweise versagt hat. 

 
 Zusätzlich hat der Versicherungsnehmer Unterlagen über 
 

 Ursache und Höhe des Schadens 
 Umfang der anderen bestehenden Versicherung 
 Umfang der Leistung des anderen Versicherers aus der anderen bestehenden Versicherung 

 
der degenia einzureichen. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des zukünftig bestehenden Vertrags zu den Obliegenheiten bei und nach Eintritt 
des Versicherungsfalls. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


